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Zweite Verordnung 
zur Änderung der Studierendendatenverordnung

Vom 16. November 2013

Auf Grund des § 6b Absatz 1 des Berliner Hochschulgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juli 2011 (GVBl. S. 378) ver-
ordnet die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft:

Artikel I
Die Studierendendatenverordnung vom 9. November 2005 (GVBl. 

S. 720), die zuletzt durch Verordnung vom 5. Juli 2012 (GVBl. S. 232) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 § 1 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa)	 Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.
bb)	Nummer 28 wird wie folgt gefasst:

„28.	 bei Teilnahme der Hochschule mit dem angestreb-
ten Studiengang an dem Serviceverfahren im Sinne 
des § 1 Absatz 2 Nummer 2 der Hochschulzulas-
sungsverordnung vom 4. April 2012 (GVBl. S. 111), 
die zuletzt durch Artikel II des Gesetzes vom 
26. Juni 2013 (GVBl. S. 198) geändert worden ist, 
zusätzlich die in der Anlage genannten Daten, so-
fern die Hochschulen diese Daten für ihre Zwecke 
im Rahmen des Serviceverfahrens benötigen.“

b)	 Absatz 2 wird aufgehoben.
2.	 § 4 wird wie folgt geändert:

a)	 Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:
„(3) Daten, die auf Grund von § 1 Absatz 1 Nummer 28 in 

der bis zum Inkrafttreten der Zweiten Verordnung zur Ände-
rung der Studierendendatenverordnung vom 16. November 
2013 (GVBl. S. 594) geltenden Fassung gespeichert wurden 
und die in der Anlage zu § 1 Nummer 28 nicht genannt wer-
den, sind spätestens bis zum Ablauf des 30. Juni 2014 zu lö-
schen.“

b)	 Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.
3.	 Der Verordnung wird folgende Anlage angefügt: 

„Anlage 
(zu § 1 Nummer 28)

Verzeichnis der für die Durchführung des Serviceverfahrens 
erforderlichen personenbezogenen Daten

Für die Durchführung des Serviceverfahrens werden in Bezug 
auf die nachfolgend genannten Bereiche die jeweils angegebenen 
personenbezogenen Daten verarbeitet:
1.	 In Bezug auf die Benutzerinnen/die Benutzer des Servicever-

fahrens (sämtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stif-
tung für Hochschulzulassung und der teilnehmenden Hoch-
schulen sowie die Bewerberinnen und Bewerber, die am 
Serviceverfahren teilnehmen) werden folgende personenbe-
zogene Daten verarbeitet:
a.	 Status,
b.	 Anmerkung zum aktuellen Status der Benutzerin/des Be-

nutzers zur Information für Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter 
(in deutscher Sprache),

c.	 Anmerkung zum aktuellen Status der Benutzerin/des Be-
nutzers zur Information für Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter 
(in englischer Sprache),

d.	 Anrede,
e.	 Vorname,
f.	 weitere Vornamen,
g.	 Familienname,
h.	 E-Mail-Adresse,
i.	 Benutzername,
j.	 Information zur kryptographischen Verifizierung eines 

eingegebenen Passworts,
k.	 Passworthistorie,
l.	 Zeitpunkt der letzten Passwortänderung zur Unterstüt-

zung von zeitbasierten Passwortänderungsrichtlinien,
m.	 Information, ob es sich bei der letzten Passwortänderung 

um ein Zurücksetzen des Passwortes gehandelt hat,
n.	 Zeitpunkt der letzten Anforderung eines neuen Passworts 

zur Verhinderung von Attacken,
o.	 Anzahl der Fehl-Logins der Benutzerin/des Benutzers 

nach dem letzten erfolgreichen Login oder der Registrie-
rung, Aktivierung oder Entsperrung,

p.	 Zeitpunkt des letzten Fehl-Logins,
q.	 Zeitpunkt des letzten erfolgreichen Logins,
r.	 Festnetz-Telefonnummer,
s.	 Mobiltelefonnummer,
t.	 Sprache, die die Benutzerin/der Benutzer zur Kommuni-

kation (über das Webportal und über E-Mail) wünscht,
u.	 Wunsch der Benutzerin/des Benutzers, nur in dringenden 

Fällen Benachrichtigungen zu erhalten (nicht unterdrück-
bare Benachrichtigungen),

v.	 vom System gesetzter Zeitpunkt der Registrierung der 
Benutzerin/des Benutzers,

w.	 eindeutiger Verifikationswert (sogenannter Hashwert) 
zum Abschluss der Aktivierung,

x.	 Startzeitpunkt, an dem die Aktivierungsfrist beginnt,
y.	 Information, ob die Benutzerin/der Benutzer gerade ein-

geloggt ist,
z.	 Gruppenmitgliedschaften, das heißt Zugehörigkeit zu Be-

nutzergruppen innerhalb des Serviceverfahrens, die die 
Benutzerin/der Benutzer besitzt.

2.	 In Bezug auf Benachrichtigungen werden folgende personen-
bezogene Daten verarbeitet:
a.	 Typ der Benachrichtigung; ein Historieneintrag ist entwe-

der einer Hochschule oder einer Benutzerin/einem Benut-
zer zugeordnet,

b.	 Zeitpunkt des Versandes,
c.	 Historie.

3.	 In Bezug auf die Bewerberinnen/die Bewerber werden fol-
gende personenbezogene Daten verarbeitet:
a.	 Bewerber-ID1,
b.	 geheime Autorisierungsnummer (BAN2),
c.	 Zeitpunkt der Erzeugung der BAN,

1	 Bewerber-ID: Eindeutige Bewerber-Kennzeichnung
2	 BAN: Bewerber-Autorisierungs-Nummer
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d.	 die vor der aktuellen BAN gültige BAN, die für eine be-
stimmte Zeit alternativ zur aktuellen BAN für die Autori-
sierung obiger Aktivitäten eingesetzt werden kann,

e.	 Information, ob die Bewerberin/der Bewerber den aktuel-
len Verfahrensrichtlinien zugestimmt hat,

f.	 frühere Namen, zum Beispiel Geburtsname,
g.	 Geburtsdatum,
h.	 Geburtsort,
i.	 Information, ob die Bewerberin/der Bewerber bei einer 

Rückstellung einer verlängerten Speicherung ihrer/seiner 
Daten zugestimmt hat,

j.	 Information, ob die Bewerberin/der Bewerber aktuell 
durch eine Mitarbeiterin/einen Mitarbeiter der Stiftung 
für Hochschulzulassung für authentisch gehalten wird 
und deshalb in der manuellen Überprüfung potentieller 
Mehrfachregistrierungen ignoriert werden kann,

k.	 Zeitpunkt, an dem sich die Attribute, das heißt Angaben 
wie zum Beispiel Name, Vorname, Telefonnummer, Sta-
tus und so weiter, der Bewerberin/des Bewerbers, sowie 
Beziehungen oder Angaben zu ihrer/seiner Staatsangehö-
rigkeit und ihrer/seiner Postanschrift, geändert haben,

l.	 Staatsangehörigkeit als Land,
m.	 Postanschrift, über die im Rahmen des Serviceverfahrens 

die Korrespondenz abgewickelt wird,
n.	 Angaben der Bewerberin/des Bewerbers (zum Beispiel 

zur Hochschulzugangsberechtigung, zum Lebenslauf 
oder zu Motivationsschreiben), die gegebenenfalls in 
mehreren Bewerbungen verwendet werden können,

o.	 alle Bewerbungen der Bewerberin/des Bewerbers (auch 
aus mehreren Vermittlungsprozessen),

p.	 alle Dokumente, die die Bewerberin/der Bewerber in das 
System des Serviceverfahrens hochgeladen hat,

q.	 alle potentiellen Mehrfachregistrierungen, die zu der je-
weiligen Bewerberin/dem jeweiligen Bewerber gefunden 
wurden,

r.	 Zeitpunkt des Beginns der Aufbewahrungsfrist für die 
Daten der jeweiligen Bewerberin/des jeweiligen Bewer-
bers.

4.	 In Bezug auf die Bewerberteilnahmen, das heißt den Um-
stand, dass die Bewerberin/der Bewerber an einem bestimm-
ten Serviceverfahren teilnimmt, werden folgende personen-
bezogene Daten verarbeitet:
a.	 Die Bewerberteilnahmen, das heißt die Information darü-

ber, dass die jeweilige Bewerberin/der jeweilige Bewer-
ber an einem oder mehreren bestimmten Serviceverfah-
ren teilnimmt,

b.	 Information, ob die Bewerberin/der Bewerber sich expli-
zit für den postalischen Weg entschieden hat,

c.	 Losnummer(n) der Bewerberin/des Bewerbers im Clea-
ring, 

d.	 Bewerberin/Bewerber, zu der/dem die jeweilige Teilnah-
me gehört,

e.	 Serviceverfahren, an dem die Bewerberin/der Bewerber 
teilnimmt.

5.	 In Bezug auf die Mitarbeiterinnen/die Mitarbeiter werden fol-
gende personenbezogene Daten verarbeitet:
a.	 Der Typ der Mitarbeiterin/des Mitarbeiters (zum Beispiel 

Administratorin/Administrator oder Sachbearbeiterin/
Sachbearbeiter der Stiftung für Hochschulzulassung oder 
der Hochschulen),

b.	 Information, ob für die Aktivierung der jeweiligen Mit-
arbeiterin/des jeweiligen Mitarbeiters eine dedizierte Au-
torisierung durch eine andere Mitarbeiterin/einen anderen 
Mitarbeiter erforderlich ist,

c.	 wenn die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter eine Hochschul-
mitarbeiterin/ein Hochschulmitarbeiter ist: Hochschule, 
für die die jeweilige Mitarbeiterin/der jeweilige Mitarbei-
ter tätig ist.

6.	 In Bezug auf die Angaben der Bewerberin/des Bewerbers zu 
der jeweiligen Bewerbung werden folgende personenbezoge-
ne Daten verarbeitet:
a.	 Bewerbungsinhalt, auf den sich die jeweilige Bewerber-

angabe bezieht,
b.	 Aufzählung der Angaben der jeweiligen Bewerberin/des 

jeweiligen Bewerbers zu jeweils einem Feld eines Bewer-
bungsinhalts (mindestens für alle Pflichtfelder),

c.	 Bewerbungsbestandteile, die die jeweilige Bewerberan-
gabe benutzen,

d.	 Bewerberin/Bewerber, die/der die jeweilige Angabe ge-
macht hat,

e.	 Feld des Bewerbungsinhalts, zu dem die jeweilige Anga-
be gemacht wird,

f.	 falls das Feld, in dem der jeweilige Bewerbungsinhalt ge-
speichert wird, kein Dokument-Upload-Feld ist: konkrete 
Bewerberangabe in Deutsch,

g.	 falls das Feld, in dem der jeweilige Bewerbungsinhalt ge-
speichert wird, ein Dokument-Upload-Feld ist: das Doku-
ment.

7.	 In Bezug auf die Prüfung auf unerlaubte Mehrfachregistrie-
rungen, das heißt mehrere gleichzeitige Registrierungen der-
selben Bewerberin/desselben Bewerbers, im Serviceverfah-
ren werden folgende personenbezogene Daten verarbeitet:
a.	 Referenzbewerberin/Referenzbewerber, das heißt die Be-

werberin/der Bewerber der jeweiligen Mehrfachregistrie-
rung, mit dem alle anderen Bewerberinnen/Bewerber ver-
glichen werden,

b.	 alle Bewerberinnen/Bewerber, die als ähnlich zu der Re-
ferenzbewerberin/zu dem Referenzbewerber gefunden 
wurden,

c.	 Information darüber, in welchem Ausmaß („Gewicht“) 
die persönlichen Angaben der Bewerberin/des Bewerbers 
mit den persönlichen Angaben der Referenzbewerberin/
des Referenzbewerbers übereinstimmen. Ab einem be-
stimmten Ausmaß („Gewicht“) der Übereinstimmung 
wird eine manuelle Prüfung vorgenommen, ob sich die 
jeweilige Bewerberin/der jeweilige Bewerber tatsächlich 
im Rahmen des Serviceverfahrens zeitgleich mehrfach 
registriert hat (sogenannte Mehrfachregistrierungsbewer-
berin/sogenannter Mehrfachregistrierungsbewerber), 

d.	 die Mehrfachregistrierung, die die jeweilige Mehr-
fachregistrierungsbewerberin/den jeweiligen Mehrfach-
registrierungsbewerber enthält.

8.	 Durch das Rollen- und Rechtekonzept innerhalb des Service-
verfahrens, werden die Benutzerinnen und Benutzer Benut-
zergruppen (Gruppen) zugeteilt und ihnen Rollen mit zugehö-
rigen Rechten zugeordnet.
In Bezug auf das Rollen- und Rechtekonzept werden folgen-
de personenbezogene Daten verarbeitet:
a.	 Die Gruppe, auf die sich die jeweilige Gruppenmitglied-

schaft der jeweiligen Benutzerin/des jeweiligen Benut-
zers bezieht,

b.	 Benutzerin/Benutzer, die/der die jeweilige Gruppenmit-
gliedschaft besitzt,

c.	 Datum, an dem die Gruppenmitgliedschaft beginnt (ab 
00:00:00),

d.	 Datum, an dem die Gruppenmitgliedschaft endet (bis 
23:59:59),

e.	 Name der Gruppe zur Anzeige für Administratorinnen/
Administratoren,
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b.	 Beschreibung des Links (in deutscher Sprache),
c.	 Beschreibung des Links (in englischer Sprache).

12.	 In Bezug auf jede Bewerbung werden folgende personenbe-
zogene Daten verarbeitet:
a.	 Ort, an dem die Bewerbung erstmalig einging,
b.	 Zeitpunkt, zu dem die Bewerbung erstmalig einging,
c.	 für eine eigenständige Bewerbung (Bewerbung auf einen 

Einfachabschluss): Durch die Bewerberin/den Bewerber 
manuell festgelegte Priorität der jeweiligen Bewerbung 
zur Leitung der Beschränkung der Anzahl der Zulas-
sungsangebote in Koordinierungsphase 2,

d.	 für eine eigenständige Bewerbung (Bewerbung auf einen 
Einfachabschluss): Die aktuelle Priorität der Bewerbung 
zur Leitung der Beschränkung der Anzahl der Zulas-
sungsangebote in Koordinierungsphase 2,

e.	 Bearbeitungsstatus,
f.	 Aktivitätsstatus,
g.	 Zeitpunkt, an dem letztmalig der Bearbeitungs- oder Ak-

tivitätsstatus der jeweiligen Bewerbung geändert wurde,
h.	 Anmerkung zum aktuellen Status,
i.	 Text, der die Entscheidungen zu jedem Sonderantrag be-

schreibt,
j.	 Version,
k.	 die Historie der Statusübergänge,
l.	 Information, ob die jeweilige Bewerbung bereits mindes-

tens einmal wiederverwendet wurde,
m.	 die Bewerberin/der Bewerber, auf die/den sich die jewei-

lige Bewerbung bezieht,
n.	 alle Bescheide zu der jeweiligen Bewerbung,
o.	 alle bekannten Bestandteile der jeweiligen Bewerbung 

(zum Beispiel eine „Hochschulzugangsberechtigung“ 
oder allgemeine Angaben wie „Berufsausbildungen“ und 
weiterhin entsprechend den geforderten Bewerbungsin-
halten des Studienangebots zum Beispiel „Leistungen 
Mathematik“, „Motivationsschreiben“),

p.	 das Studienangebot (Einfach- oder Mehrfachstudienan-
gebot), auf das sich die jeweilige Bewerbung bezieht.

13.	Bezieht sich die jeweilige Bewerbung auf ein Mehrfachstu-
dienangebot oder ein Teilfachstudienangebot, werden folgen-
de personenbezogene Daten verarbeitet:
a.	 Information, ob geprüft werden muss, ob die in der jewei-

ligen Bewerbung gewählte Studiengangskombination 
eine zulässige Kombination des Mehrfachstudienangebo-
tes ist,

b.	 das Teilfach, auf das sich die jeweilige Teilfachbewer-
bung bezieht,

c.	 der Studiengang, der für das jeweilige Teilfach als eigent-
liches Fach (Hauptfach) belegt werden soll,

d.	 Information, ob es sich bei dem angegebenen Hauptfach 
um einen Wechsel von einem bereits begonnenen Stu-
dienfach handeln würde,

e.	 falls das Hauptfach der jeweiligen Teilfachbewerbung ein 
Numerus-Clausus-Fach ist und eine Bewerbung benötigt 
wird: die Einfachstudienangebotsbewerbung, die für das 
jeweilige Hauptfach nötig ist,

f.	 Information, ob die Bewerberin/der Bewerber, falls eine 
Zulassung auf die zugehörige Mehrfachbewerbung nicht 
möglich ist, eine mögliche Zulassung für die Mehrfach-

f.	 Rollen, die in der jeweiligen Gruppe zusammengefasst 
werden,

g.	 Bereiche, auf denen die Rollen der Gruppe agieren kön-
nen,

h.	 Hochschule, die die jeweilige Gruppe verwaltet. Wenn 
leer, wird die Gruppe von der Stiftung für Hochschulzu-
lassung verwaltet,

i.	 Gruppenmitgliedschaften, die zu der jeweiligen Gruppe 
existieren,

j.	 Name der Rolle zur Anzeige für eine Administratorin/
einen Administrator,

k.	 Aktionen, die durch die jeweilige Rolle ausgeführt wer-
den dürfen,

l.	 Hochschule, die die jeweilige Rolle verwaltet. Wenn leer, 
wird die Rolle von der Stiftung für Hochschulzulassung 
verwaltet,

m.	 Gruppen, die die jeweilige Rolle beinhalten.
9.	 In Bezug auf sämtliche Dokumente, die im Rahmen des Ser-

viceverfahrens gespeichert werden, werden folgende perso-
nenbezogene Daten verarbeitet:
a.	 Identifikator für ein Dokument zur Verwendung an der 

Schnittstelle,
b.	 Status bezüglich einer Prüfung (zum Beispiel Prüfung der 

formalen Korrektheit einer Hochschulzugangsberechti-
gung),

c.	 Name, 
d.	 MIME-Typ3 (PDF4, JPEG5),
e.	 relativer Pfad zu der jeweiligen Datei mit dem Doku-

mentinhalt (Server-/Host-unabhängig),
f.	 Inhalt als Binärdaten,
g.	 Größe in Byte,
h.	 Feldangaben, in denen das jeweilige Dokument benutzt 

wird,
i.	 Bewerberin/Bewerber, in dessen Dokumentenpool sich 

das jeweilige Dokument befindet,
j.	 Hochschule, zu der das jeweilige Dokument gehört,
k.	 Bescheid, zu dem das jeweilige Dokument gehört.

10.	 In Bezug auf die Postanschriften der Bewerberinnen und Be-
werber, die in dem Serviceverfahren benutzt werden, werden 
folgende personenbezogene Daten verarbeitet:
a.	 c/o-Angabe6 in der Anschrift, falls vorhanden,
b.	 Straße und Hausnummer oder Postfach der Anschrift,
c.	 Ort der Anschrift,
d.	 Postleitzahl der Anschrift,
e.	 Land der Anschrift,
f.	 Bundesland der Anschrift,
g.	 Staatsangehörigkeitsschlüssel nach Statistischem Bun-

desamt,
h.	 Name des Landes (in deutscher Sprache),
i.	 Name des Landes (in englischer Sprache),
j.	 Information, ob die Angabe des Landes veraltet ist.

11.	 In Bezug auf Verknüpfungen (sogenannte „Links“) zwischen 
einzelnen personenbezogenen Dateien werden folgende per-
sonenbezogene Daten verarbeitet:
a.	 Ziel-URL7 des Links,

3	 MIME-Typ: Multipurpose Internet Mail Extensions-Typ, dass heißt Angabe, die eine Datei im Rumpf einer E-Mail klassifiziert.
4	 PDF: Portable Document Format.
5	 JPEG: Joint Photographic Expert Group.
6	 c/o-Angabe: Angaben über den Wohnungsinhaber, wenn die Bewerberin/der Bewerber (vorübergehend) bei einer anderen Person wohnt.
7	 URL: Uniform Resource Locator.

593_624_GVBl_2013_33.indd   596 02.12.13   09:12



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      69. Jahrgang      Nr. 33       5. Dezember 2013 597

k.	 Ranglisteneintrag, auf den sich der jeweilige konkrete 
Wert bezieht,

l.	 Kriterium, auf das sich der jeweilige konkrete Wert be-
zieht.

17.	 In Bezug auf die formale Zuordnung des Inhalts der jeweili-
gen Bewerbung werden folgende personenbezogene Daten 
verarbeitet:

a.	 Information, ob Bewerbungsbestandteile zu dem jeweili-
gen Bewerbungsinhalt des jeweiligen Studienangebots 
durch die Bewerberin/den Bewerber angegeben werden 
müssen, das heißt, ob sie Pflichtinhalt der Bewerbung 
sind,

b.	 Information, ob es zulässig ist, dass die Bewerberin/der 
Bewerber mehrere Bestandteile, das heißt Angaben, zu 
dem jeweiligen Bewerbungsinhalt des jeweiligen Stu-
dienangebots abgibt,

c.	 der Bewerbungsinhalt, auf den sich die jeweiligen stu-
dienangebotsspezifischen Einstellungen beziehen,

d.	 Studienangebot, zu dem die jeweilige Bewerbungsin-
haltszuordnung gehört,

e.	 Vermittlungsprozess, zu dem die jeweilige Bewerbungs-
inhaltszuordnung gehört,

f.	 Schlüssel des Bewerbungsinhalts, der abhängig vom Ver-
walter des Bewerbungsinhalts entweder innerhalb der 
Hochschule oder der Stiftung für Hochschulzulassung 
einzigartig ist,

g.	 Name des jeweiligen Bewerbungsinhalts (in deutscher 
Sprache),

h.	 Name des jeweiligen Bewerbungsinhalts (in englischer 
Sprache),

i.	 Beschreibung des jeweiligen Bewerbungsinhalts (in deut-
scher Sprache),

j.	 Beschreibung des jeweiligen Bewerbungsinhalts (in eng-
lischer Sprache),

k.	 die durch die Bewerberin/den Bewerber auszufüllenden 
(Formular‑)Felder für den jeweiligen Bewerbungsinhalt,

l.	 Hochschule, die den jeweiligen Bewerbungsinhalt ver-
waltet,

m.	 Bewerbungsinhaltszuordnungen, die den jeweiligen Be-
werbungsinhalt allen Studienangeboten eines Vermitt-
lungsprozesses oder einem konkreten Studienangebot 
zuordnen,

n.	 Angaben aller Bewerberinnen/Bewerber zu dem jewei-
ligen Bewerbungsinhalt,

o.	 Bewerbungsinhalt, dem das jeweilige Feld angehört.“

Artikel II
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 16. November 2013

Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft

Sandra  S c h e e r e s

studienangebotsbewerbung durch Verzicht auf eine Zu-
lassung für das Hauptfach der jeweiligen Teilfachbewer-
bung akzeptiert,

g.	 falls ein Ersatzfach für das Hauptfach in der jeweiligen 
Teilfachbewerbung sinnvoll (Hauptfach ist Numerus-
Clausus-Studiengang) und akzeptabel ist: Der Nicht-Nu-
merus-Clausus-Studiengang, der als Ersatzfach belegt 
werden soll,

h.	 Mehrfachstudienangebotsbewerbung, zu der die jeweili-
ge Teilfachbewerbung gehört.

14.	 In Bezug auf die im Rahmen des Serviceverfahrens zu erstel-
lenden Bescheide, werden folgende personenbezogene Daten 
verarbeitet:
a.	 Art des Bescheides,
b.	 Status des Bescheides in Bezug auf Vorliegen in elektro-

nischer oder Papierform,
c.	 Datum der Bescheiderstellung,
d.	 das konkrete Dokument zum Bescheid,
e.	 Bewerbung, für die der Bescheid erteilt wurde.

15.	 In Bezug auf die Bestandteile der jeweiligen Bewerbung wer-
den folgende personenbezogene Daten verarbeitet:
a.	 Status der Korrektheit des jeweiligen Bewerbungsbe-

standteils in Bezug auf den geforderten Bewerbungsin-
halt,

b.	 Anmerkung zum aktuellen Status des jeweiligen Bewer-
bungsbestandteils,

c.	 relative Position, die dann zur eindeutigen Identifikation 
benötigt wird, wenn ein bestimmter Bewerbungsinhalt 
mehrfach in einer Bewerbung vorkommt (das heißt es 
gibt mehrere Bewerbungsbestandteile, die sich auf Be-
werberangaben des gleichen Bewerbungsinhaltes bezie-
hen), 

d.	 Bewerberangabe (zum Beispiel Lebenslauf), die in dem 
jeweiligen Bewerbungsbestandteil verwendet (oder wie-
derverwendet) wird,

e.	 die Bewerbung, zu der der jeweilige Bewerbungsbestand-
teil gehört.

16.	 In Bezug auf die Ranglisten, in denen die jeweilige Bewerbe-
rin/der jeweilige Bewerber im Rahmen des Serviceverfahrens 
auf Grund von bestimmten Bewertungen („Werten“) in den 
verschiedenen Bewertungskriterien („Kriterien“) eingeordnet 
wird, werden folgende personenbezogene Daten verarbeitet:
a.	 Rang der Bewerberin/des Bewerbers in der Rangliste 

(Rang 1 ist beste Bewerbung),
b.	 Status des Ranglisteneintrags,
c.	 Ursache für den Status des Ranglisteneintrags zur Infor-

mation an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Hoch-
schulen,

d.	 Version des Ranglisteneintrages zur Erkennung paralleler 
Änderungen,

e.	 Rangliste, zu der der jeweilige Eintrag gehört,
f.	 Begründung für den Status des Ranglisteneintrages, 
g.	 Begründung für ein manuelles Zulassungsangebot,
h.	 Aufzählung von den Werten der jeweiligen Bewerberin/

des jeweiligen Bewerbers in den verschiedenen Kriterien, 
die Einfluss auf die Bestimmung des Ranges einer Be-
werberin/eines Bewerbers auf der jeweiligen Rangliste 
haben,

i.	 Bewerberin/Bewerber, auf die/den sich der jeweilige 
Ranglisteneintrag bezieht,

j.	 konkreter Wert eines Kriteriums für eine Bewerberin/
einen Bewerber,
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Verordnung
zur Änderung von Vorschriften für berufliche Schulen 

im Land Berlin
Vom 18. November 2013

Auf Grund von § 14 Absatz 5, § 29 Absatz 6, § 30 Absatz 5, § 31 
Absatz 4, § 32 Absatz 4, § 57 Absatz 3, § 58 Absatz 8, § 59 Absatz 7 
und § 60 Absatz 4 des Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 (GVBl. 
S. 26), das zuletzt durch Artikel I des Gesetzes vom 26. Juni 2013 
(GVBl. S. 199) geändert worden ist, verordnet die Senatsverwaltung 
für Bildung, Jugend und Wissenschaft:

Artikel I
Die Verordnung über die einjährige Berufsfachschule im Land 

Berlin vom 19. September 2007 (GVBl. S. 489), die zuletzt durch 
Artikel I der Verordnung vom 21. Mai 2013 (GVBl. S. 155) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a)	 Die Angabe zu § 41 wird wie folgt gefasst:
„§ 41 Übergangsregelung“

b)	 Folgende Angabe wird angefügt:
„§ 42 Inkrafttreten“

c)	 Die Angabe zu Anlage 4a wird wie folgt gefasst:
„Anlage 4a (weggefallen)“ 

d)	 Die Angabe zu Anlage 4b wird wie folgt gefasst:
„Anlage 4b (weggefallen)“ 

e)	 Die Angabe zu Anlage 4c wird wie folgt gefasst:
„Anlage 4c (weggefallen)“ 

2.	 In § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 werden die Wörter „den er-
weiterten Hauptschulabschluss“ durch die Wörter „die erweiter-
te Berufsbildungsreife“ ersetzt.

3.	 In § 5 Absatz 5 Satz 4 werden die Wörter „der Fächer Sport/
Gesundheitsförderung und gegebenenfalls“ durch die Wörter 
„des Faches“ ersetzt.

4.	 § 6 wird wie folgt gefasst:

,§ 6 
Probezeit

(1) Die Aufnahme erfolgt zunächst auf Probe. Die Probezeit 
dauert ein Schulhalbjahr. Die Schülerinnen und Schüler sowie 
deren Erziehungsberechtigte sind am Beginn der Ausbildung 
schriftlich über die Probezeitbestimmungen und die Folgen des 
Nichtbestehens der Probezeit zu informieren. 

(2) Die Entscheidung über die Probezeit trifft die Klassenkon-
ferenz frühestens zwei Wochen vor dem Ende des Schulhalb-
jahres. Die Probezeit besteht, wer im Probehalbjahr
1.	 in jedem Unterrichtsfach an mindestens 70 Prozent des er-

teilten Pflichtunterrichts teilgenommen hat, 
2.	 bei erteiltem Unterricht in nicht mehr als zwei Fächern keine 

Halbjahresnote erhalten hat,
3.	 bei ansonsten mindestens „ausreichend“ lautenden Halbjah-

resnoten in höchstens einem Fach, das nicht zum fachprakti-
schen Lernbereich gehört, die Note „mangelhaft“ erhalten 
hat und

4.	 alle Praktika erfolgreich abgeschlossen hat.
Höchstens eine weitere „mangelhaft“ lautende Halbjahresnote 
im berufsübergreifenden Lernbereich ist durch eine mindestens 
„gut“ lautende Halbjahresnote oder zwei „befriedigend“ lauten-

de Halbjahresnoten in anderen Fächern ausgeglichen. Das Fach 
Sport/Gesundheitsförderung ist von den Bedingungen nach 
Satz 1 Nummer 1 und 2 ausgenommen, wenn die oder der Be-
troffene von der Teilnahme an diesem Fach freigestellt war. Ab-
weichend von Satz 1 Nummer 2 muss für Fächer, die im Bil-
dungsgang nur im Probehalbjahr unterrichtet werden, für das 
Bestehen der Probezeit eine Halbjahresnote nachgewiesen wer-
den. Abweichend von Satz 1 Nummer 3 bleiben mangelhafte 
Leistungen im Fach Deutsch/Kommunikation bei Schülerinnen 
und Schülern nichtdeutscher Herkunftssprache unberücksich-
tigt, wenn diese eine Schule, deren Unterrichtssprache deutsch 
ist, noch nicht länger als zwei Jahre besucht haben.

(3) Erfüllt die Schülerin oder der Schüler nur die Vorausset-
zung des Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 nicht, so entscheidet die 
Klassenkonferenz darüber, ob aufgrund des Leistungsvermö-
gens, der Leistungsbereitschaft und der im Probehalbjahr er-
brachten Leistungsnachweise erwartet werden kann, dass die 
oder der Betroffene trotz der Unterrichtsversäumnisse die Aus-
bildung erfolgreich fortsetzen wird und deshalb die Probezeit als 
erfolgreich abgeschlossen angesehen werden kann. Alle Ent-
scheidungen sind unter Angabe der Gründe zu protokollieren.

(4) Wer die Probezeit nicht besteht, muss den Bildungsgang 
verlassen und kann nicht erneut in die einjährige Berufsfach-
schule aufgenommen werden. Den Betroffenen sowie deren Er-
ziehungsberechtigten ist das Nichtbestehen der Probezeit 
schriftlich bekannt zu geben. Das Nichtbestehen der Probezeit 
ist auf dem Abgangszeugnis zu vermerken. Abweichend von 
Satz 1 kann einmal erneut in einen Bildungsgang der einjährigen 
Berufsfachschule aufgenommen werden, wer die Gründe für das 
Nichtbestehen der Probezeit nicht zu vertreten hat. In den in 
Satz 4 genannten Fällen sind die Gründe für das Nichtbestehen 
auf dem Abgangszeugnis zu vermerken.‘

5.	 § 7 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Wer den Bildungsgang auf eigenen Wunsch verlässt, 
gilt als von der Schule abgemeldet und aus dem Schulver-
hältnis entlassen.“

b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 2 wird das Wort „zusätzlich“ gestrichen.
bb)	In Satz 3 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon 

ersetzt und folgender Halbsatz angefügt:
„Praktika gelten als Unterricht im Sinne dieser Vor-
schrift.“

cc)	 In Satz 4 werden nach dem Wort „Bildungsganges“ die 
Wörter „im Sinne des Satz 3“ eingefügt.

c)	 In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „allen unter Absatz 2 
und 3“ durch die Wörter „den in Absatz 2 Satz 3 und Absatz 
3 Satz 1“ ersetzt.

d)	 In Absatz 5 werden nach dem Wort „Schüler“ die Wörter 
„sowie deren Erziehungsberechtigte“ eingefügt. 

6.	 In § 20 Absatz 3 Satz 2 wird nach dem Wort „Fernbleiben“ das 
Wort „der“ durch die Wörter „einer angekündigten“ ersetzt.

7.	 § 23 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
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,(2) Die Entscheidung über den erfolgreichen Abschluss 
des Bildungsganges trifft die Klassenkonferenz frühestens 
zwei Wochen vor dem letzten Unterrichtstag im Schuljahr. 
Den Bildungsgang schließt erfolgreich ab, wer
1.	 in jedem Unterrichtsfach an mindestens 70 Prozent des 

erteilten Pflichtunterrichts teilgenommen hat, 
2.	 im Verlauf der Ausbildung bei erteiltem Unterricht in 

nicht mehr als zwei Fächern jeweils höchstens einmal 
keine Halbjahresnote erhalten hat,

3.	 bei ansonsten mindestens „ausreichend“ lautenden End-
noten in höchstens einem Fach, das nicht zum fachprak-
tischen Lernbereich gehört, die Endnote „mangelhaft“ 
erhalten hat und

4.	 alle Praktika erfolgreich abgeschlossen hat.
Höchstens eine weitere „mangelhaft“ lautende Endnote in 
einem Fach des fachrichtungsübergreifenden Lernbereichs 
ist durch eine mindestens „gut“ lautende Endnote oder zwei 
„befriedigend“ lautende Endnoten in anderen Fächern, 
Lernfeldern oder Projekten ausgeglichen. Das Fach Sport/
Gesundheitsförderung ist von den Bedingungen nach Satz 2 
Nummer 1 und 2 ausgenommen, wenn die oder der Betrof-
fene von der Teilnahme an diesem Fach freigestellt war. Ab-
weichend von Satz 2 Nummer 2 muss für Fächer, die im 
Verlauf des Bildungsganges in nur einem Schulhalbjahr 
unterrichtet werden, für den erfolgreichen Abschluss eine 
Halbjahresnote nachgewiesen werden.‘

b)	 Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:
„(3) Erfüllt die Schülerin oder der Schüler nur die Voraus-

setzung des Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 nicht, so entscheidet 
die Klassenkonferenz darüber, ob aufgrund des Leistungs-
vermögens, der Leistungsbereitschaft und der im Schuljahr 

erbrachten Leistungsnachweise die oder der Betroffene trotz 
der Unterrichtsversäumnisse die Ausbildung erfolgreich ab-
geschlossen hat. Die Entscheidungsgründe sind im Proto-
koll der Klassenkonferenz zu vermerken.“

c)	 Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie folgt gefasst:

„(4) Über den erfolgreichen Abschluss des Bildungsgan-
ges wird ein Zeugnis erteilt. Das Zeugnismuster gibt die 
Schulaufsichtsbehörde vor.“

8.	 § 24 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 werden die Wörter „nach dem Muster der Anlage 
4c“ gestrichen. 

b)	 Es wird folgender Satz angefügt:

„§ 23 Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend.“

9.	 Nach § 40 wird folgender § 41 eingefügt:

„§ 41 
Übergangsregelung

Bildungsgänge, die vor dem 1. August 2013 begonnen wur-
den und zu diesem Zeitpunkt noch nicht abgeschlossen sind, 
werden nach den Bestimmungen dieser Verordnung in der bis 
zum Inkrafttreten der Verordnung zur Änderung von Vorschrif-
ten für berufliche Schulen im Land Berlin vom 18. November 
2013 (GVBl. S. 598) geltenden Fassung abgeschlossen.“

10.	Der bisherige § 41 wird § 42.

11.	Die Anlage 3 wird wie folgt gefasst:

Anlage 3

Bewertungsschlüssel

Note
erzielte Bewertungseinheiten

(in %)

1  (sehr gut) ≥ 85

2  (gut) ≥ 70

3  (befriedigend) ≥ 55

4  (ausreichend) ≥ 45

5  (mangelhaft) ≥ 9

6  (ungenügend) < 9
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2.	 bei erteiltem Unterricht in nicht mehr als insgesamt zwei Fä-
chern, Lernfeldern oder Projekten keine Halbjahresnote er-
halten hat,

3.	 bei ansonsten mindestens „ausreichend“ lautenden Halbjah-
resnoten in höchstens einem Fach, Lernfeld oder Projekt, 
das nicht zum fachpraktischen Ausbildungsbereich gehört, 
die Halbjahresnote „mangelhaft“ erhalten hat und

4.	 alle Praktika erfolgreich abgeschlossen hat.
Höchstens eine weitere „mangelhaft“ lautende Halbjahresnote 
im berufsübergreifenden Lernbereich ist durch eine mindestens 
„gut“ lautende Halbjahresnote oder zwei „befriedigend“ lauten-
de Halbjahresnoten in anderen Fächern, Lernfeldern oder Pro-
jekten ausgeglichen. Das Fach Sport/Gesundheitsförderung ist 
von den Bedingungen nach Satz 1 Nummer 1 und 2 ausgenom-
men, wenn die oder der Betroffene von der Teilnahme an diesem 
Fach freigestellt war. Abweichend von Satz 1 Nummer 2 muss 
für Fächer, die im Bildungsgang nur im Probehalbjahr unter-
richtet werden, für das Bestehen der Probezeit eine Halbjahres-
note nachgewiesen werden.

(3) Erfüllt die Schülerin oder der Schüler nur die Vorausset-
zung des Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 nicht, so entscheidet die 
Klassenkonferenz darüber, ob aufgrund des Leistungsvermö-
gens, der Leistungsbereitschaft und der im Probehalbjahr er-
brachten Leistungsnachweise erwartet werden kann, dass die 
oder der Betroffene trotz der Unterrichtsversäumnisse die Aus-
bildung erfolgreich fortsetzen wird und deshalb die Probezeit als 
erfolgreich abgeschlossen angesehen werden kann. Die Ent-
scheidungsgründe sind im Protokoll der Klassenkonferenz zu 
vermerken.

(4) Wer die Probezeit nicht besteht, muss den Bildungsgang 
verlassen und kann nicht erneut in die Berufsfachschule aufge-
nommen werden. Den Betroffenen sowie deren Erziehungsbe-
rechtigten ist das Nichtbestehen der Probezeit schriftlich be-
kannt zu geben. Das Nichtbestehen der Probezeit ist auf dem 
Abgangszeugnis zu vermerken. Abweichend von Satz 1 kann 
einmal erneut in einen Bildungsgang der Berufsfachschule auf-
genommen werden, wer die Gründe für das Nichtbestehen der 
Probezeit nicht zu vertreten hat. In den in Satz 4 genannten Fäl-
len sind die Gründe für das Nichtbestehen auf dem Abgangs-
zeugnis zu vermerken.‘

6.	 § 11 wird aufgehoben.
7.	 § 12 wird wie folgt gefasst:

„§ 12 
Aufrücken, Rücktritt und Wiederholung

(1) In mehrjährigen Bildungsgängen rücken die Schülerinnen 
und Schüler zu Beginn eines Schuljahres in die nächsthöhere 
Jahrgangsstufe auf. Stellt sich im Verlaufe der Ausbildung her-
aus, dass die Schülerin oder der Schüler
1.	 in Bildungsgängen mit schulischer Abschlussprüfung die 

Zulassungsvoraussetzungen zur Abschlussprüfung gemäß 
§ 36 Absatz 1 Satz 1 bis 3 oder

2.	 in Bildungsgängen mit Kammerprüfung die Abschlussbe-
dingungen gemäß § 56 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 2 und 4 
sowie Satz 3 und 4

nicht mehr erfüllen kann, muss sie oder er zurücktreten oder den 
Bildungsgang verlassen. Der Rücktritt erfolgt nach Abschluss 
des ersten Halbjahres einer Jahrgangsstufe in das zweite Halb-
jahr der vorhergehenden Jahrgangsstufe. Bei einem Rücktritt am 
Ende einer Jahrgangsstufe ist die Jahrgangsstufe zu wiederho-
len. Die Entscheidung ist den Betroffenen und deren Erzie-
hungsberechtigten schriftlich bekannt zu geben.

(2) Hat die Schülerin oder der Schüler bei Vorliegen der übri-
gen Voraussetzungen nach § 36 Absatz 1 Satz 1 bis 3 oder § 56 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 2 und 4 sowie Satz 3 und 4 nur die 
gemäß § 36 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder § 56 Absatz 2 Satz 
1 Nummer 1 geforderte Mindestteilnahme am erteilten Pflicht-

12.	Die Anlagen 4a bis 4c werden aufgehoben.

Artikel II
Die Berufsfachschulverordnung vom 14. Juli 2009 (GVBl. 

S. 327) wird wie folgt geändert:
1.	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a)	 In der Angabe zu Teil II Kapitel 2 wird das Wort „Verset-
zung“ durch das Wort „Aufrücken“ ersetzt.

b)	 Die Angabe zu § 10 wird wie folgt gefasst: 
„§ 10 Probezeit“

c)	 Die Angabe zu § 11 wird wie folgt gefasst:
„§ 11 (weggefallen)“

d)	 Die Angabe zu § 12 wird wie folgt gefasst:
„§ 12 Aufrücken, Rücktritt und Wiederholung“

e)	 Die Angabe zu § 13 wird wie folgt gefasst:
„§ 13 (weggefallen)“

f)	 Die Angabe zu § 28 wird wie folgt gefasst:
„§ 28 (weggefallen)“

g)	 Die Angabe zu § 36 wird wie folgt gefasst:
„§ 36 Zulassung, Rücktritt von der Prüfung“ 

h)	 Die Angabe zu § 37 wird wie folgt gefasst:
„§ 37 Halbjahresnotendurchschnitt“ 

i)	 Die Angabe zu § 48 wird wie folgt gefasst:
„§ 48 Erweiterte Berufsbildungsreife“

j)	 In der Angabe zu § 58 werden die Wörter „Erweiterter 
Hauptschulabschluss“ durch die Wörter „Erweiterte Berufs-
bildungsreife“ ersetzt.

k)	 Die Angabe zu § 67 wird wie folgt gefasst:
„§ 67 Übergangsregelung“

l)	 Folgende Angabe wird angefügt:
„§ 68 Inkrafttreten, Außerkrafttreten“ 

m)	 Die Angabe zu Anlage 4 wird wie folgt gefasst:
„Anlage 4a Ermittlung der Endnoten“

n)	 Nach der Angabe zu Anlage 4a wird folgende Angabe ein-
gefügt:
„Anlage 4b Noten und Punkte der Fachhochschulreife“

2.	 § 2 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) In den gemäß Anlagen 1 und 2 jeweils dafür vorgesehe-

nen Bildungsgängen können die erweiterte Berufsbildungsreife 
oder der mittlere Schulabschluss erworben werden.“

3.	 In der Überschrift zu Teil II Kapitel 2 wird das Wort „Verset-
zung“ durch das Wort „Aufrücken“ ersetzt.

4.	 In § 9 Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „der Fächer Sport/
Gesundheitsförderung und gegebenenfalls“ durch die Wörter 
„des Faches“ ersetzt.

5.	 § 10 wird wie folgt gefasst:

,§ 10 
Probezeit

(1) Die Aufnahme in die erste Jahrgangsstufe erfolgt zunächst 
auf Probe. Die Probezeit dauert ein Schulhalbjahr. Die Schüle-
rinnen und Schüler sowie deren Erziehungsberechtigte sind am 
Beginn der Ausbildung schriftlich über die Probezeitbestim-
mungen und die Folgen des Nichtbestehens der Probezeit zu 
informieren.

(2) Die Probezeit besteht, wer im Probehalbjahr
1.	 in jedem Fach, Lernfeld und Projekt an mindestens 70 Pro-

zent des erteilten Pflichtunterrichts teilgenommen hat,
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(4) Wird die Ausbildung nicht innerhalb von vier Jahren 
nach Eintritt der Unterbrechung wieder aufgenommen, en-
det das Schulverhältnis mit Ablauf des letzten Tages der 
Vierjahresfrist. Die Schule hat dies den Betroffenen schrift-
lich bekannt zu geben.“

13.	§ 26 wird wie folgt gefasst:

„§ 26 
Verlassen des Bildungsganges

(1) Wer den Bildungsgang auf eigenen Wunsch verlässt, gilt 
als von der Schule abgemeldet und aus dem Schulverhältnis ent-
lassen. Der Wechsel in einen anderen Bildungsgang gemäß § 25 
Absatz 1 Satz 2 ist kein Verlassen des Bildungsganges im Sinne 
des Satz 1.

(2) Schülerinnen und Schüler, die den Bildungsgang verlassen 
möchten, teilen dies der Schule unter Angabe der Gründe schrift-
lich mit. Bei nicht volljährigen Schülerinnen und Schülern ist 
die Zustimmung der Erziehungsberechtigten erforderlich. Da-
rüber hinaus ist bei volljährigen Schülerinnen und Schülern von 
einem Verlassen des Bildungsganges auf eigenen Wunsch aus-
zugehen, wenn diese ununterbrochen an mehr als fünf Unter-
richtstagen dem Unterricht fernbleiben, ohne die Schule über 
das Fernbleiben und dessen Gründe zu informieren; Praktika 
gelten als Unterricht im Sinne dieser Vorschrift. In den in Satz 3 
genannten Fällen hat die Schulleiterin oder der Schulleiter das 
Verlassen des Bildungsganges unter Angabe der zugrunde lie-
genden Tatsachen festzustellen und den Schülerinnen und Schü-
lern schriftlich bekannt zu geben. 

(3) Ein Verlassen des Bildungsganges im Sinne des Absatz 2 
Satz 3 liegt nicht vor, wenn die Betroffenen unverzüglich nach-
weisen, dass sie aus von ihnen nicht zu vertretenden Gründen an 
der rechtzeitigen Benachrichtigung der Schule gehindert waren 
und erklären, die Ausbildung fortsetzen zu wollen.

(4) Wer den Bildungsgang auf eigenen Wunsch verlassen hat, 
kann nur in besonders begründeten Fällen mit Zustimmung der 
Schulaufsichtsbehörde erneut in einen Bildungsgang der Be-
rufsfachschule aufgenommen werden. Die Schulaufsichtsbehör-
de entscheidet zugleich über anrechenbare Zeiten aus dem ers-
ten Bildungsgang. Die Anrechnung von Ausbildungszeiten setzt 
voraus, dass die erneute Aufnahme in einen Bildungsgang mit 
gleicher Fachrichtung und nicht später als zwei Jahre nach dem 
Verlassen des ersten Bildungsganges erfolgt. 

(5) Bei Aufnahme in die Berufsfachschule sind die Schülerin-
nen und Schüler sowie deren Erziehungsberechtigte schriftlich 
auf die Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 hinzuweisen.“

14.	§ 28 wird aufgehoben.
15.	§ 29 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 1 werden das Komma und das Wort „münd-
lichen“ gestrichen.

b)	 In Absatz 2 Satz 1 wird vor dem Wort „Prüfungsfächer“ das 
Wort „Schriftliche“ eingefügt.

c)	 Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:
„(3) Mündliche Prüfungen können mit Ausnahme des Fa-

ches Sport/Gesundheitsförderung in allen Lerneinheiten 
durchgeführt werden.“  

d)	 Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.
16.	§ 36 wird wie folgt gefasst:

„§ 36 
Zulassung, Rücktritt von der Prüfung 

(1) Zur Abschlussprüfung wird zugelassen, wer 
1.	 in jeder Jahrgangsstufe in jedem Fach, Lernfeld oder Projekt 

an mindestens 70 Prozent des erteilten Pflichtunterrichts 
teilgenommen hat,

2.	 im Verlauf der Ausbildung bei erteiltem Unterricht in nicht 
mehr als insgesamt zwei Fächern, Lernfeldern oder Projek-

unterricht nicht erbracht, so entscheidet die Klassenkonferenz 
darüber, ob aufgrund des Leistungsvermögens, der Leistungs-
bereitschaft und der im Beurteilungszeitraum erbrachten Leis-
tungsnachweise erwartet werden kann, dass die oder der Betrof-
fene trotz der Unterrichtsversäumnisse die Ausbildung 
erfolgreich fortsetzen wird und ein Rücktritt nicht erforderlich 
ist. Die Entscheidungsgründe sind im Protokoll der Klassenkon-
ferenz zu vermerken.

(3) Die Schülerin oder der Schüler kann freiwillig zurücktre-
ten, wenn eine erfolgreiche Mitarbeit in der Ausbildung nicht 
mehr gewährleistet ist. Der zu begründende Antrag ist schriftlich 
bei der Schulleiterin oder dem Schulleiter einzureichen. Bei 
nicht volljährigen Schülerinnen und Schülern ist der Antrag von 
den Erziehungsberechtigten zu stellen.

 (4) Während der Ausbildung ist der Rücktritt nach Absatz 1 
Satz 2 und Absatz 3 Satz 1 jeweils einmal möglich. Ein Rücktritt 
zum Ende des Prüfungshalbjahres ist nicht möglich.

(5) Wer zurücktritt, muss im Wiederholungszeitraum alle 
Leistungen neu erbringen. Führt der Rücktritt zur Wiederholung 
der ersten Jahrgangsstufe, ist nicht erneut über die Probezeit zu 
entscheiden.“ 

8.	 § 13 wird aufgehoben.
9.	 § 18 Absatz 1 Satz 1 wird aufgehoben.
10.	§ 22 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

 ,(3) In Fällen 
1.	 der Leistungsverweigerung sowie
2.	 der Täuschung oder des Täuschungsversuchs
ist die Note „ungenügend“ (im Prüfungsverfahren zum Erwerb 
der Fachhochschulreife 0 Punkte) zu erteilen. Eine Leistungs-
verweigerung liegt auch vor, wenn sich die Schülerin oder der 
Schüler durch unentschuldigtes Fernbleiben einer angekündig-
ten Leistungsüberprüfung entzieht. Unleserliche Teile einer 
Arbeit gelten als nicht erbrachte Teilleistung.‘

11.	§ 24 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 3 wird aufgehoben.
b)	 Die Absätze 4 und 5 werden die Absätze 3 und 4.

12.	§ 25 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Der Bildungsgang kann einmal aus wichtigem Grund 
unterbrochen werden. Ein wichtiger Grund ist insbesondere
1.	 die eigene Erkrankung,
2.	 die Pflege eines erkrankten oder hilfebedürftigen nahen 

Angehörigen,
3.	 Mutterschutz oder
4.	 die Betreuung eines Kindes in Zeiten, in denen bei Be-

stehen eines Arbeitsverhältnisses Anspruch auf Eltern-
zeit bestünde. 

Über den Antrag entscheidet die Schulleiterin oder der 
Schulleiter. Bei nicht volljährigen Schülerinnen und Schü-
lern ist der Antrag von den Erziehungsberechtigten zu stel-
len. In begründeten Einzelfällen kann die Schulaufsichtsbe-
hörde eine zweite Unterbrechung zulassen.“ 

b)	 Folgende Absätze 3 und 4 werden angefügt:
„(3) Die Wiederaufnahme erfolgt zu Beginn des Schul-

halbjahres, das dem entspricht, in dem die Unterbrechung 
eintrat. Trat die Unterbrechung zum Ende eines Schulhalb-
jahres ein und wurde ein Zeugnis erteilt, erfolgt die Wieder-
aufnahme zum Beginn des entsprechenden folgenden Schul-
halbjahres. Beginnt die Wiederaufnahme später als zwei 
Jahre nach Eintritt der Unterbrechung, muss der Bildungs-
gang neu durchlaufen werden. Wurde der Bildungsgang 
nach bestandener Probezeit unterbrochen, ist keine erneute 
Probezeit vorzusehen.
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„gut“ lautende Endnote oder zwei „befriedigend“ lautende 
Endnoten in anderen Fächern, Lernfeldern oder Projekten 
ausgeglichen. Die Endnote in einem Fach der schriftlichen 
Prüfung kann nur durch Endnoten in anderen schriftlichen 
Prüfungsfächern ausgeglichen werden. Leistungen im Wahl-
unterricht bleiben bei der Entscheidung über das Bestehen 
der Abschlussprüfung außer Betracht.‘

b)	 Absatz 3 wird aufgehoben.
c)	 Die Absätze 4 und 5 werden die Absätze 3 und 4.

20.	§ 48 wird wie folgt gefasst:

„§ 48 
Erweiterte Berufsbildungsreife

Wer bei Eintritt in den Bildungsgang keinen höheren Schulab-
schluss als die Berufsbildungsreife besaß, erwirbt mit dem Be-
stehen der Abschlussprüfung die erweiterte Berufsbildungsreife. 
Der Erwerb ist auf dem Abschlusszeugnis zu vermerken.“

21.	In § 49 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „im Fach Sport/Ge-
sundheitsförderung und“ gestrichen.

22.	§ 56 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

,(1) Am Ende des Bildungsganges sind die Abschlussno-
ten aller Fächer, Lernfelder und Projekte aus dem arithmeti-
schen Mittel der jeweiligen Halbjahresnoten zu bilden. Die 
Mittelwerte sind ohne Rundung auf eine Stelle nach dem 
Komma zu errechnen und auf eine ganze Zahl zu runden. 
Lautet die Nachkommastelle des Mittelwertes „5“, so gibt 
die Leistungsentwicklung der Schülerin oder des Schülers 
den Ausschlag beim Runden.‘

b)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
,(2) Das Abschlusszeugnis der Berufsfachschule erwirbt, 

wer 
1.	 in jeder Jahrgangsstufe in jedem Fach, Lernfeld oder 

Projekt an mindestens 70 Prozent des erteilten Pflicht-
unterrichts teilgenommen hat,

2.	 im Verlauf der Ausbildung bei erteiltem Unterricht in 
nicht mehr als insgesamt zwei Fächern, Lernfeldern 
oder Projekten jeweils höchstens einmal keine Halbjah-
resnote erhalten hat, 

3.	 bei ansonsten mindestens „ausreichend“ lautenden End-
noten in höchstens einem Fach, Lernfeld oder Projekt, 
das nicht zum fachpraktischen Ausbildungsbereich ge-
hört, die Endnote „mangelhaft“ erhalten hat, 

4.	 alle Praktika erfolgreich abgeschlossen hat und
5.	 die Berufsabschlussprüfung vor der zuständigen Stelle 

besteht.
Höchstens eine weitere „mangelhaft“ lautende Endnote im 
berufsübergreifenden Lernbereich ist durch eine mindestens 
„gut“ lautende Endnote oder zwei „befriedigend“ lautende 
Endnoten in anderen Fächern, Lernfeldern oder Projekten 
ausgeglichen. Das Fach Sport/Gesundheits-förderung ist 
von den Bedingungen nach Satz 1 Nummer 1 und 2 ausge-
nommen, wenn die oder der Betroffene von der Teilnahme 
an diesem Fach freigestellt war. Abweichend von Satz 1 
Nummer 2 muss für Fächer, die im Verlauf des Bildungs-
ganges in nur einem Schulhalbjahr unterrichtet werden, für 
den Erwerb des Abschlusszeugnisses eine Halbjahresnote 
nachgewiesen werden. Leistungen im Wahlunterricht blei-
ben bei der Entscheidung über den Erwerb des Abschluss-
zeugnisses außer Betracht.‘

c)	 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Erfüllt die Schülerin oder der Schüler nur die Voraus-

setzung des Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 nicht, so entscheidet 
die Klassenkonferenz darüber, ob aufgrund des Leistungs-
vermögens, der Leistungsbereitschaft und der im Schuljahr 

ten jeweils höchstens einmal keine Halbjahresnote erhalten 
hat, 

3.	 alle durchgeführten Praktika erfolgreich abgeschlossen hat 
und

4.	 nicht mehr als drei mündliche Prüfungen benötigt, um die 
Abschlussprüfung zu bestehen.

Das Fach Sport/Gesundheitsförderung ist von den Zulassungs-
bedingungen nach Satz 1 Nummer 1 und 2 ausgenommen, wenn 
die oder der Betroffene von der Teilnahme an diesem Fach frei-
gestellt war. Abweichend von Satz 1 Nummer 2 muss für Fächer, 
die im Verlauf des Bildungsganges in nur einem Schulhalbjahr 
unterrichtet werden, für die Zulassung eine Halbjahresnote 
nachgewiesen werden. Die Zulassungsentscheidung trifft die 
oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses. Mündliche Prü-
fungen gemäß § 42 Absatz 4 Satz 2 sind in die Ermittlung der 
Anzahl der mündlichen Prüfungen nach Satz 1 Nummer 4 ein-
zubeziehen. 

(2) Erfüllt die Schülerin oder der Schüler nur die Vorausset-
zung des Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 nicht, so entscheidet ab-
weichend von Absatz 1 Satz 4 der Prüfungsausschuss darüber, 
ob aufgrund des Leistungsvermögens, der Leistungsbereitschaft 
und der in der gesamten Ausbildung erbrachten Leistungsnach-
weise erwartet werden kann, dass die oder der Betroffene trotz 
der Unterrichtsversäumnisse die Prüfung erfolgreich abschlie-
ßen wird und deshalb zur Prüfung zugelassen werden kann. Die 
Entscheidungsgründe sind zu protokollieren.

(3) Wird die Schülerin oder der Schüler nicht zugelassen, gilt 
die Prüfung als nicht bestanden. Die Nichtzulassung und das 
Nichtbestehen sind den Betroffenen und deren Erziehungsbe-
rechtigten schriftlich bekannt zu geben. In begründeten Einzel-
fällen, insbesondere bei längeren Unterrichtsversäumnissen im 
letzten Schuljahr, die die Schülerin oder der Schüler nicht zu 
vertreten hat, kann die oder der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses auf Antrag einmal eine Zurückstellung von der Prüfung 
gestatten. Der Antrag bedarf der Schriftform und Begründung. 
In Fällen der Nichtzulassung und der Zurückstellung ist die letz-
te Jahrgangsstufe zu wiederholen. Alle Leistungen sind erneut 
zu erbringen.“

17.	§ 37 wird wie folgt gefasst:

„§ 37 
Halbjahresnotendurchschnitt

Rechtzeitig vor Beginn der Vorkonferenz (§ 42) ist von den 
zuständigen Lehrkräften der Halbjahresnotendurchschnitt eines 
jeden Faches, Lernfeldes oder Projekts zu ermitteln. Der Halb-
jahresnotendurchschnitt ist das auf eine Stelle nach dem Komma 
ohne Rundung errechnete arithmetische Mittel aus allen Halb-
jahresnoten des jeweiligen Faches, Lernfeldes oder Projekts. Im 
Falle der Wiederholung sind nur die Halbjahresnoten aus dem 
Wiederholungszeitraum zu berücksichtigen. Die Ergebnisse 
sind den Schülerinnen und Schülern spätestens zwei Tage vor 
dem Tag der Vorkonferenz bekannt zu geben.“

18.	§ 45 wird wie folgt gefasst:

„§ 45 
Endnoten

Nach Abschluss der mündlichen Prüfung beschließt der Prü-
fungsausschuss die Endnoten gemäß Anlage 4a.“

19.	§ 46 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

,(2) Die Prüfung besteht, wer bei ansonsten mindestens 
„ausreichend“ lautenden Endnoten in höchstens einem Fach, 
Lernfeld oder Projekt, das nicht zum fachpraktischen Aus-
bildungsbereich gehört, die Endnote „mangelhaft“ erhält. 
Höchstens eine weitere „mangelhaft“ lautende Endnote im 
berufsübergreifenden Lernbereich ist durch eine mindestens 
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a)	 Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt:
,(5) Die Fremdenprüfung besteht, wer in jedem Prüfungs-

fach mindestens die Endnote „ausreichend“ erzielt. Die 
Endnote „mangelhaft“ in höchstens einem Prüfungsfach ist 
durch eine „gut“ oder zwei „befriedigend“ lautende Endno-
ten in anderen Prüfungsfächern ausgeglichen, wobei ein 
Leistungsausgleich in einem Fach der schriftlichen Prüfung 
nur durch Endnoten in einem anderen schriftlichen Prü-
fungsfach erfolgen kann.‘

b)	 Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden die Absätze 6 und 7.
c)	 In dem neuen Absatz 7 werden die Angabe „§ 28 Absatz 2,“ 

gestrichen und die Angabe „§§ 46 und 47“ durch die Wörter 
„§ 46 Absatz 1, 3 und 4 und § 47“ ersetzt.  

28.	Nach § 66 wird folgender § 67 eingefügt:

„§ 67 
Übergangsregelung

Für Schülerinnen und Schüler, die ihre Ausbildung vor dem 
1. August 2013 begonnen und zu diesem Zeitpunkt noch nicht ab-
geschlossen haben, gilt diese Verordnung mit der Maßgabe, dass 
1.	 abweichend von § 12 Absatz 1 Satz 2 die Schülerin oder der 

Schüler nur zurücktreten oder den Bildungsgang verlassen 
muss, wenn sie oder er in der Jahrgangsstufe in einem Fach, 
Lernfeld oder Projekt an weniger als 70 Prozent des erteilten 
Pflichtunterrichts teilnimmt und dass in diesen Fällen die 
Entscheidung der Klassenkonferenz nach § 12 Absatz 2 un-
abhängig von der Erfüllung der in § 12 Absatz 2 Satz 1 ge-
nannten übrigen Voraussetzungen zu treffen ist,

2.	 Unterbrechungen des Bildungsganges im Sinne des § 25, die 
vor dem 1. August 2013 erfolgten, nicht auf die in § 25 Ab-
satz 2 genannte zulässige Anzahl der Unterbrechungen an-
zurechnen sind und § 25 Absatz 4 keine Anwendung findet, 
und

3.	 anstelle der §§ 36 und 56 dieser Verordnung die §§ 36 und 
56 in der bis zum Inkrafttreten der Verordnung zur Ände-
rung von Vorschriften für berufliche Schulen im Land Berlin 
vom 18. November 2013 (GVBl. S. 598) geltenden Fassung 
anzuwenden sind.“

29.	Der bisherige § 67 wird § 68.
30.	Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In der Anlage 1.3.2 werden jeweils die Wörter „Erweiterter 
Hauptschulabschluss“ durch die Wörter „Erweiterte Berufs-
bildungsreife“ ersetzt. 

b)	 In der Anlage 1.6 werden jeweils das Wort „Hauptschulab-
schluss“ durch das Wort „Berufsbildungsreife“ und jeweils 
das Wort „Erweiterter“ durch das Wort „Erweiterte“ ersetzt.

c)	 Die Anlage 1.7.1 wird wie folgt geändert:
aa)	Es werden jeweils das Wort „Hauptschulabschluss“ 

durch das Wort „Berufsbildungsreife“ und jeweils das 
Wort „Erweiterter“ durch das Wort „Erweiterte“ ersetzt.

bb)	In den Organisationsvorgaben wird die Nummer 9 wie 
folgt gefasst:
,9.	 Bei der Entscheidung über die Probezeit und den 

Abschluss des Bildungsganges können mangelhafte 
Leistungen im Fach „Klassischer Tanz“ nicht aus-
geglichen werden.‘ 

d)	 Die Anlage 1.7.2 wird wie folgt geändert:
aa)	Es werden jeweils das Wort „Hauptschulabschluss“ 

durch das Wort „Berufsbildungsreife“ und jeweils das 
Wort „Erweiterter“ durch das Wort „Erweiterte“ ersetzt.

bb)	In den Organisationsvorgaben wird die Nummer 9 wie 
folgt gefasst:
„9.	 Bei der Entscheidung über die Probezeit und den 

Abschluss des Bildungsganges können mangelhafte 

erbrachten Leistungsnachweise die oder der Betroffene trotz 
der Unterrichtsversäumnisse die Ausbildung erfolgreich ab-
geschlossen hat und das Abschlusszeugnis erhält. Die Ent-
scheidungsgründe sind im Protokoll der Klassenkonferenz 
zu vermerken.“

d)	 Die Absätze 4 und 5 werden aufgehoben.
23.	§ 58 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 58 
Erweiterte Berufsbildungsreife, mittlerer Schulabschluss“

b)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Wer bei Eintritt in den Bildungsgang keinen höheren 

Schulabschluss als die Berufsbildungsreife besaß, erwirbt 
mit dem Bestehen der Abschlussprüfung die erweiterte Be-
rufsbildungsreife. Der Erwerb ist auf dem Abschlusszeugnis 
zu vermerken.“

24.	§ 59 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Rechtzeitig vor Beginn der Prüfung ist in entspre-
chender Anwendung des § 37 Satz 2 der Halbjahresnoten-
durchschnitt der Prüfungsfächer zu ermitteln und gemäß 
Anlage 4b in Punkte umzuwandeln. Im Falle der Wiederho-
lung sind nur die Halbjahresnoten aus dem Wiederholungs-
zeitraum zu berücksichtigen. Zur Prüfung wird zugelassen, 
wer in höchstens zwei Prüfungsfächern nur 1 bis 4 Punkte 
und in den übrigen Prüfungsfächern jeweils mindestens 5 
Punkte erreicht hat.“

b)	 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
„(5) Die Bewertung der Prüfungsleistungen, die Ermitt-

lung der abschließend erreichten Punkte sowie die Bildung 
der Durchschnittsnote erfolgen gemäß Anlage 4b.“ 

c)	 Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 eingefügt:
„(6) Die Prüfung besteht, wer in jedem Prüfungsfach min-

destens 5 Punkte erzielt. Eine Minderleistung (1 bis 4 Punk-
te) in höchstens einem Prüfungsfach ist durch eine mit min-
destens 10 Punkten bewertete Leistung oder zwei mit 
mindestens 7 Punkten bewertete Leistungen in anderen Prü-
fungsfächern ausgeglichen, wobei ein Leistungsausgleich in 
einem Fach der schriftlichen Prüfung nur durch Leistungen 
in einem anderen schriftlichen Prüfungsfach erfolgen kann.“

d)	 Die bisherigen Absätze 6 bis 8 werden die Absätze 7 bis 9.
e)	 Der neue Absatz 8 wird wie folgt gefasst: 

„(8) Im Zeugnis über den Erwerb der Fachhochschulreife 
werden die abschließend erreichten Punkte und Noten der 
Prüfungsfächer, die Endnoten der im Abschlusszeugnis der 
Berufsfachschule aufgeführten übrigen Fächer, Lernfelder 
und Projekte sowie die Durchschnittsnote ausgewiesen. Das 
Zeugnismuster gibt die Schulaufsichtsbehörde vor.“

f)	 Im neuen Absatz 9 wird die Angabe „Teils III,“ durch die 
Wörter „§ 22 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und Satz 2, die“ 
ersetzt und nach der Angabe „46“ die Wörter „Absatz 1, 3 
und 4“ eingefügt. 

25.	§ 60 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 3 Satz 3 werden die Wörter „die §§ 10 und 11 

finden“ durch die Angabe „§ 10 findet“ ersetzt.
b)	 In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „die §§ 12 und 13 

finden“ durch die Angabe „§ 12 findet“ ersetzt. 
26.	Dem § 62 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

„Abweichend von Satz 1 können Schülerinnen und Schüler, 
die einen entsprechenden Bildungsgang an einer noch nicht 
staatlich anerkannten Ersatzschule besuchen, am Ende des Bil-
dungsganges zur Fremdenprüfung zugelassen werden.“

27.	§ 64 wird wie folgt geändert:
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31.	In der Anlage 2 werden in den Anlagen 2.1.1, 2.1.2, 2.1.3, 2.2.1 
und 2.3.1 jeweils das Wort „Hauptschulabschluss“ durch das 
Wort „Berufsbildungsreife“ und jeweils das Wort „Erweiterter“ 
durch das Wort „Erweiterte“ ersetzt.

32.	Die Anlage 3 wird wie folgt gefasst:

Leistungen im artistischen Spezialgebiet nicht aus-
geglichen werden.“ 

e)	 In der Anlage 1.8 werden jeweils das Wort „Hauptschulab-
schluss“ durch das Wort „Berufsbildungsreife“ und jeweils 
das Wort „Erweiterter“ durch das Wort „Erweiterte“ ersetzt.

Anlage 3
Bewertungsschlüssel

Note
erzielte Bewertungseinheiten

(in %)

1  (sehr gut) ≥ 85

2  (gut) ≥ 70

3  (befriedigend) ≥ 55

4  (ausreichend) ≥ 45

5  (mangelhaft) ≥ 9

6  (ungenügend) < 9

33.	Die Anlage 4 wird durch folgende Anlage 4a ersetzt:

Anlage 4a
Ermittlung der Endnoten 

D:	 Halbjahresnotendurchschnitt (§ 37) 
S:	 Note der schriftlichen Prüfung
M:	 Note der mündlichen Prüfung
E:	 Endnote

1.	 Wird ein Fach oder Lernfeld nicht geprüft, ist die Endnote der auf eine ganze Zahl gerundete Halbjahresnotendurchschnitt:
E = D

2.	 Wird ein Fach oder Lernfeld nur schriftlich geprüft, ist die Endnote das auf eine ganze Zahl gerundete arithmetische Mittel aus 
dem Halbjahresnotendurchschnitt und der Note der schriftlichen Prüfung: 

E = (D + S) : 2

3.	 Wird ein Fach oder Lernfeld nur mündlich geprüft, ist die Endnote das auf eine ganze Zahl gerundete arithmetische Mittel aus 
dem Halbjahresnotendurchschnitt und der Note der mündlichen Prüfung, wobei der Halbjahresnotendurchschnitt mit doppeltem 
Gewicht in die Berechnung eingeht:

E = (2D + M) : 3

4.	 Wird ein Fach oder Lernfeld schriftlich und mündlich geprüft, ist die Endnote das auf eine ganze Zahl gerundete arithmetische 
Mittel aus dem Halbjahresnotendurchschnitt und den Prüfungsnoten, wobei der Halbjahresnotendurchschnitt und die Note der 
schriftlichen Prüfung jeweils mit doppeltem Gewicht in die Berechnung eingehen:

E = (2D + 2S + M) : 5

5.	 Wird ein Fach oder Lernfeld praktisch geprüft, gilt für die Ermittlung der Endnote die unter Nummer 2 genannte Verfahrens-
weise entsprechend.

Hinweise:
a)	 Mittelwerte sind auf eine Stelle nach dem Komma ohne Runden zu errechnen. 
b)	 Lautet die Nachkommastelle eines Mittelwertes „5“, so gibt beim Runden die Leistungsentwicklung der Schülerin oder des 

Schülers den Ausschlag.
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34.	Nach Anlage 4a wird folgende Anlage 4b eingefügt:

Anlage 4b
Noten und Punkte der Fachhochschulreife 

Die Bewertung der Prüfungsleistungen erfolgt durch Punkte gemäß der nachstehenden Tabelle. Anhand dieser Tabelle ist zudem der 
Halbjahresnotendurchschnitt aller Prüfungsfächer in Punkte umzuwandeln (§ 59 Absatz 3 Satz 1):

Bewertungsschlüssel für die 
Prüfungen

Umrechnung des Halbjahresnotendurchschnitts in 
Punkte

erzielte Bewertungseinheiten 
in % Punkte Halbjahresnotendurchschnitt

mindestens 95 15 1,0 
mindestens 90 14 1,1–1,2
mindestens 85 13 1,3–1,4
mindestens 80 12 1,5–1,7
mindestens 75 11 1,8–2,1
mindestens 70 10 2,2–2,4
mindestens 65 9 2,5–2,7
mindestens 60 8 2,8–3,1
mindestens 55 7 3,2–3,4
mindestens 50 6 3,5–3,9
mindestens 45 5 4,0–4,4
mindestens 36 4 4,5–4,6
mindestens 27 3 4,7–4,9
mindestens 18 2 5,0–5,2
mindestens 9 1 5,3–5,4
weniger als 9 0 5,5–6,0

1.	 Die Berechnung der abschließend erreichten Punkte in den Prüfungsfächern erfolgt entsprechend der Anlage 4a, wobei anstelle 
der Noten mit den Punkten zu rechnen ist.

2.	 Für die Bildung der Durchschnittsnote sind die abschließend erreichten Punkte der Prüfungsfächer gemäß der nachstehenden 
Tabelle in Endnoten umzuwandeln. 

Erreichte Punkte Endnote
13 bis 15 1  (sehr gut)
10 bis 12 2  (gut)
7 bis 9 3  (befriedigend)
5 und 6 4  (ausreichend)
1 bis 4 5  (mangelhaft)

3.	 Die Durchschnittsnote ist das ohne Rundung auf eine Nachkommastelle errechnete arithmetische Mittel aus den Endnoten (E) 
der Prüfungsfächer und übrigen auf dem Abschlusszeugnis der Berufsfachschule auszuweisenden Fächer, Lernfelder und Projek-
te; hiervon ausgenommen sind die Fächer des fakultativen Wahlunterrichts: 

D = (E1 + E2 + ... + En) : n

(n ... Index und Anzahl der Fächer)

Hinweis:
Für Bildungsgänge, die vor dem 1. August 2013 begonnen wurden, bleibt das Fach Sport/Gesundheitsförderung bei der Ermittlung 
der Durchschnittsnote unberücksichtigt. 
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b)	 Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:
„Die Note im Fach Sport/Gesundheitsförderung kann nur 
zum Ausgleich im fachrichtungsübergreifenden Lernbereich 
herangezogen werden.“

c)	 Die Absätze 4 und 5 werden aufgehoben.
13.	§ 24 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Erfüllt die Schülerin oder der Schüler nur die Voraus-

setzung des § 23 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 nicht, so ent-
scheidet die Klassenkonferenz darüber, ob aufgrund des 
Leistungsvermögens, der Leistungsbereitschaft und der im 
Probehalbjahr erbrachten Leistungsnachweise erwartet wer-
den kann, dass die oder der Betroffene trotz der Unterrichts-
versäumnisse die Ausbildung erfolgreich fortsetzen wird 
und deshalb die Probezeit als erfolgreich abgeschlossen an-
gesehen werden kann. Die Entscheidungsgründe sind im 
Protokoll der Klassenkonferenz zu vermerken.“

b)	 Die Absätze 4 und 5 werden wie folgt gefasst:
„(4) Wer die Probezeit nicht besteht, muss den Bildungs-

gang verlassen und kann nicht erneut in einen Bildungsgang 
der Fachoberschule aufgenommen werden. Den Betroffenen 
sowie deren Erziehungsberechtigten ist das Nichtbestehen 
der Probezeit schriftlich bekannt zu geben. Das Nichtbeste-
hen der Probezeit ist auf dem Abgangszeugnis zu vermer-
ken. 

(5) Abweichend von Absatz 4 Satz 1 kann einmal erneut 
in einen Bildungsgang der Fachoberschule aufgenommen 
werden, wer die Gründe für das Nichtbestehen der Probezeit 
nicht zu vertreten hat. In den in Satz 1 genannten Fällen sind 
die Gründe für das Nichtbestehen auf dem Abgangszeugnis 
zu vermerken. Darüber hinaus kann abweichend von Absatz 
4 erneut in die Fachoberschule aufgenommen werden, wer 
die Probezeit in einem Bildungsgang, der eine berufliche 
Vorbildung nicht voraussetzt, nicht bestanden hat, wenn er 
nach dem erfolgreichen Abschluss einer einschlägigen Be-
rufsausbildung die Aufnahmevoraussetzungen für einen Bil-
dungsgang der Fachoberschule erfüllt, der eine berufliche 
Vorbildung voraussetzt.“ 

14.	§ 25 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	Absatz 2 Satz 1 wird durch folgende Sätze ersetzt:
„Versetzt wird, wer
1.	 in der Jahrgangsstufe in jedem Fach an mindestens 

70 Prozent des erteilten Pflichtunterrichts teilge-
nommen hat,

2.	 im bisherigen Verlauf der Ausbildung bei erteiltem 
Unterricht in nicht mehr als insgesamt zwei Fächern 
jeweils höchstens einmal keine Halbjahresnote er-
halten hat, 

3.	 am Ende der Jahrgangsstufe in höchstens einem 
Fach nur 1 bis 4 Punkte und in den übrigen Fächern 
jeweils mindestens 5 Punkte erzielt hat und 

4.	 alle durchgeführten Praktika erfolgreich abgeschlos-
sen hat,

wobei das Fach Sport/Gesundheitsförderung von den 
Bedingungen nach Nummer 1 und 2 ausgenommen ist, 
wenn die oder der Betroffene von der Teilnahme an die-
sem Fach freigestellt war. Abweichend von Satz 1 Num-
mer 2 muss für Fächer, die im Verlauf des Bildungsgan-
ges in nur einem Schulhalbjahr unterrichtet werden, für 
die Versetzung eine Halbjahresnote nachgewiesen wer-
den.“

bb)	In dem neuen Satz 4 wird die Angabe „5 bis 7“ durch die 
Angabe „4 und 5“ ersetzt.

b)	 Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

Artikel III
Die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Fachoberschu-

le vom 17. Januar 2006 (GVBl. S. 49), die zuletzt durch Artikel II 
der Verordnung vom 21. Mai 2013 (GVBl. S. 155) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:
1.	 In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu Anlage 6 wie folgt 

gefasst:
„Anlage 6 (weggefallen)“

2.	 In § 2 Absatz 2 Nummer 3 und Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 wird 
jeweils das Wort „Hauptschulabschluss“ durch das Wort „Be-
rufsbildungsreife“ ersetzt. 

3.	 § 4 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 3 Nummer 1 und Absatz 4 Nummer 1 werden je-

weils die Wörter „den Hauptschulabschluss oder den erwei-
terten Hauptschulabschluss“ durch die Wörter „die Berufs-
bildungsreife oder die erweiterte Berufsbildungsreife“ 
ersetzt.

b)	 In Absatz 8 werden Satz 1 und 2 aufgehoben.
4.	 § 7 Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben.
5.	 In § 10 Absatz 4 Satz 3 wird das Wort „Hauptschulabschluss“ 

durch das Wort „Berufsbildungsreife“ ersetzt.
6.	 In § 11 Absatz 2 Satz 2 werden die Angaben „(§ 23 Abs. 5)“, 

„(§ 25 Abs. 5)“ und „(§ 54 Abs. 2)“ gestrichen.
7.	 § 15 Absatz 4 wird aufgehoben.
8.	 In § 17 Absatz 5 wird die Angabe „3“ durch die Angabe „2“ er-

setzt.
9.	 § 20 wird wie folgt geändert: 

a)	 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Es gilt der Bewertungsschlüssel nach Anlage 5.“

b)	 Absatz 2 wird aufgehoben.
c)	 Die Absätze 3 und 4 werden die Absätze 2 und 3.
d)	 Der neue Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

,(2) In Fällen 
1.	 der Leistungsverweigerung sowie
2.	 der Täuschung oder des Täuschungsversuchs
ist die Note „ungenügend“ (0 Punkte) zu erteilen. Eine Leis-
tungsverweigerung liegt auch vor, wenn sich die Schülerin 
oder der Schüler durch unentschuldigtes Fernbleiben einer 
angekündigten Leistungsüberprüfung entzieht. Unleserliche 
Teile einer Arbeit gelten als nicht erbrachte Teilleistung.‘

10.	In § 21 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „einschließlich der 
Notentendenz“ gestrichen. 

11.	 In § 22 Absatz 1 wird die Angabe „(Anlage 6)“ gestrichen.
12.	§ 23 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die Probezeit besteht, wer im Probehalbjahr 

1.	 in jedem Fach an mindestens 70 Prozent des erteilten 
Pflichtunterrichts teilgenommen hat,

2.	 bei erteiltem Unterricht in nicht mehr als zwei Fächern 
keine Halbjahresnote erhalten hat,

3.	 in höchstens einem Fach nur 1 bis 4 Punkte und in den 
übrigen Fächern jeweils mindestens 5 Punkte erzielt hat 
und

4.	 alle durchgeführten Praktika erfolgreich abgeschlossen 
hat,

wobei das Fach Sport/Gesundheitsförderung von den Bedin-
gungen nach Nummer 1 und 2 ausgenommen ist, wenn die 
oder der Betroffene von der Teilnahme an diesem Fach frei-
gestellt war. Abweichend von Satz 1 Nummer 2 muss für 
Fächer, die im Bildungsgang nur im Probehalbjahr unter-
richtet werden, für das Bestehen der Probezeit eine Halb-
jahresnote nachgewiesen werden.“
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das Fernbleiben und dessen Gründe zu informieren; Praktika 
gelten als Unterricht im Sinne dieser Vorschrift. In den in Satz 3 
genannten Fällen hat die Schulleiterin oder der Schulleiter das 
Verlassen des Bildungsganges unter Angabe der zugrunde lie-
genden Tatsachen festzustellen und den Schülerinnen und Schü-
lern schriftlich bekannt zu geben. 

(3) Ein Verlassen des Bildungsganges im Sinne des Absatz 2 
Satz 3 liegt nicht vor, wenn die Betroffenen unverzüglich nach-
weisen, dass sie aus von ihnen nicht zu vertretenden Gründen an 
der rechtzeitigen Benachrichtigung der Schule gehindert waren 
und erklären, die Ausbildung fortsetzen zu wollen.

(4) Wer den Bildungsgang auf eigenen Wunsch verlassen hat, 
kann nur in besonders begründeten Fällen mit Zustimmung der 
Schulaufsichtsbehörde erneut in einen Bildungsgang der Fach-
oberschule aufgenommen werden. Die Schulaufsichtsbehörde 
entscheidet zugleich über anrechenbare Zeiten aus dem ersten 
Bildungsgang. Die Anrechnung von Ausbildungszeiten setzt vo-
raus, dass die erneute Aufnahme in einen Bildungsgang mit glei-
cher Fachrichtung und nicht später als zwei Jahre nach dem Ver-
lassen des ersten Bildungsganges erfolgt.

(5) Bei Aufnahme in die Fachoberschule sind die Schülerin-
nen und Schüler sowie deren Erziehungsberechtigte schriftlich 
auf die Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 hinzuweisen.“

18.	§ 54 wird wie folgt gefasst:

„§ 54 
Zulassung zur Prüfung

(1) Spätestens zwei Wochen vor Beginn der schriftlichen Prü-
fung entscheidet die oder der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses über die Zulassung zur Abschlussprüfung. Die Ent-
scheidung ist den Schülerinnen und Schülern schriftlich 
mitzuteilen. 

(2) Zur Prüfung wird zugelassen, wer
1.	 in jeder Jahrgangsstufe in jedem Fach an mindestens 70 Pro-

zent des erteilten Pflichtunterrichts teilgenommen hat,
2.	 im Verlauf der Ausbildung bei erteiltem Unterricht in nicht 

mehr als zwei Fächern jeweils höchstens einmal keine Halb-
jahresnote erhalten hat,

3.	 alle Praktika erfolgreich abgeschlossen hat und
4.	 nicht mehr als drei mündliche Prüfungen benötigt, um die 

Abschlussprüfung zu bestehen,
wobei das Fach Sport/Gesundheitsförderung von den Bedingun-
gen nach Nummer 1 und 2 ausgenommen ist, wenn die oder der 
Betroffene von der Teilnahme an diesem Fach freigestellt war. 
Abweichend von Satz 1 Nummer 2 muss für Fächer, die im Ver-
lauf des Bildungsganges in nur einem Schulhalbjahr unterrichtet 
werden, für die Zulassung eine Halbjahresnote nachgewiesen 
werden. Mündliche Prüfungen gemäß § 58 Absatz 4 Satz 2 sind 
in die Ermittlung der Anzahl der mündlichen Prüfungen nach 
Satz 1 Nummer 4 einzubeziehen.

(3) Erfüllt die Schülerin oder der Schüler nur die Vorausset-
zung des Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 nicht, so entscheidet ab-
weichend von Absatz 1 Satz 1 der Prüfungsausschuss darüber, 
ob aufgrund des Leistungsvermögens, der Leistungsbereitschaft 
und der in der gesamten Ausbildung erbrachten Leistungsnach-
weise erwartet werden kann, dass die oder der Betroffene trotz 
der Unterrichtsversäumnisse die Prüfung erfolgreich abschlie-
ßen wird und deshalb zur Prüfung zugelassen werden kann. Die 
Entscheidungsgründe sind zu protokollieren.

(4) Wird die Schülerin oder der Schüler nicht zugelassen, gilt 
die Abschlussprüfung als nicht bestanden. Die Nichtzulassung 
und das Nichtbestehen sind den Betroffenen und deren Erzie-
hungsberechtigten schriftlich bekannt zu geben. In begründeten 
Einzelfällen, insbesondere bei längeren Unterrichtsversäumnis-
sen in der letzten Jahrgangsstufe, die die Schülerin oder der 
Schüler nicht zu vertreten hat, kann die oder der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses auf Antrag einmal eine Zurückstellung 

„Die Note im Fach Sport/Gesundheitsförderung kann nur 
zum Ausgleich im fachrichtungsübergreifenden Lernbereich 
herangezogen werden.“

c)	 Die Absätze 4 und 5 werden aufgehoben.
d)	 Die Absätze 6 und 7 werden die Absätze 4 und 5.

15.	§ 26 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Erfüllt die Schülerin oder der Schüler nur die Voraus-
setzung des § 25 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 nicht, so ent-
scheidet die Klassenkonferenz darüber, ob aufgrund des 
Leistungsvermögens, der Leistungsbereitschaft und der in 
der gesamten Ausbildung erbrachten Leistungsnachweise 
erwartet werden kann, dass die oder der Betroffene trotz der 
Unterrichtsversäumnisse die Ausbildung erfolgreich fortset-
zen wird und deshalb versetzt werden kann. Die Entschei-
dungsgründe sind im Protokoll der Klassenkonferenz zu 
vermerken.“

b)	 Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefügt:
„Im Falle der Wiederholung sind alle Leistungen neu zu er-
bringen.“

16.	§ 28 wird wie folgt gefasst:

„§ 28 
Unterbrechung, Wiederaufnahme

(1) Der Bildungsgang kann einmal aus wichtigem Grund 
unterbrochen werden. Ein wichtiger Grund ist insbesondere
1.	 die eigene Erkrankung,
2.	 die Pflege eines erkrankten oder hilfebedürftigen nahen An-

gehörigen,
3.	 Mutterschutz oder
4.	 die Betreuung eines Kindes in Zeiten, in denen bei Bestehen 

eines Arbeitsverhältnisses Anspruch auf Elternzeit bestünde. 
Über den Antrag entscheidet die Schulleiterin oder der Schul-
leiter. In begründeten Einzelfällen kann die Schulaufsichtsbe-
hörde eine zweite Unterbrechung zulassen. 

(2) Die Wiederaufnahme erfolgt zu Beginn des Schulhalbjah-
res, das dem entspricht, in dem die Unterbrechung eintrat. Trat 
die Unterbrechung zum Ende eines Schulhalbjahres ein und 
wurde ein Zeugnis erteilt, erfolgt die Wiederaufnahme zum Be-
ginn des entsprechenden folgenden Schulhalbjahres. Beginnt 
die Wiederaufnahme später als zwei Jahre nach Eintritt der 
Unterbrechung, muss der Bildungsgang neu durchlaufen wer-
den. Erfolgte die Unterbrechung nach bestandener Probezeit, ist 
keine erneute Probezeit vorzusehen. 

(3) Wird die Ausbildung nicht innerhalb von vier Jahren nach 
Eintritt der Unterbrechung wieder aufgenommen, endet das 
Schulverhältnis mit Ablauf des letzten Tages der Vierjahresfrist. 
Die Schule hat dies den Betroffenen schriftlich bekannt zu ge-
ben.“ 

17.	§ 29 wird wie folgt gefasst:

„§ 29 
Verlassen des Bildungsganges

(1) Wer den Bildungsgang auf eigenen Wunsch verlässt, gilt 
als von der Schule abgemeldet und aus dem Schulverhältnis ent-
lassen. Der Wechsel in einen anderen Bildungsgang gemäß § 27 
ist kein Verlassen des Bildungsganges im Sinne des Satz 1.

(2) Schülerinnen und Schüler, die den Bildungsgang verlassen 
möchten, teilen dies der Schule unter Angabe der Gründe schrift-
lich mit. Bei nicht volljährigen Schülerinnen und Schülern ist 
die Zustimmung der Erziehungsberechtigten erforderlich. Da-
rüber hinaus ist bei volljährigen Schülerinnen und Schülern von 
einem Verlassen des Bildungsganges auf eigenen Wunsch aus-
zugehen, wenn diese ununterbrochen an mehr als fünf Unter-
richtstagen dem Unterricht fernbleiben, ohne die Schule über 
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„(4) Für Schülerinnen und Schüler, die ihre Ausbildung vor 
dem 1. August 2013 begonnen und zu diesem Zeitpunkt noch 
nicht abgeschlossen haben, findet diese Verordnung in der bis 
zum Inkrafttreten der Verordnung zur Änderung von Vorschrif-
ten für berufliche Schulen im Land Berlin vom 18. November 
2013 (GVBl. S. 598) geltenden Fassung weiter Anwendung mit 
der Maßgabe, dass
1.	 anstelle des § 17 Absatz 5 und des § 20 der im ersten Halb-

satz bezeichneten Fassung der § 17 Absatz 5 und der § 20 
dieser Verordnung Anwendung findet,

2.	 anstelle des § 28 der im ersten Halbsatz bezeichneten Fas-
sung der § 28 dieser Verordnung mit der Maßgabe Anwen-
dung findet, dass Unterbrechungen des Bildungsganges, die 
vor dem 1. August 2013 erfolgten, nicht auf die in § 28 Ab-
satz 1 dieser Verordnung genannte zulässige Anzahl der 
Unterbrechungen anzurechnen sind und § 28 Absatz 3 dieser 
Verordnung keine Anwendung findet, und

3.	 anstelle der §§ 29, 54 Absatz 1 Satz 1, § 58 Absatz 4, § 67 
Absatz 3 sowie der Anlagen 1, 2, 5 und 7 der im ersten Halb-
satz bezeichneten Fassung die §§ 29, 54 Absatz 1 Satz 1, 
§ 58 Absatz 4, § 67 Absatz 3 sowie die Anlagen 1, 2, 5 und 
7 dieser Verordnung Anwendung finden.“

25.	In Anlage 1 werden in den Anlagen 1.1 bis 1.6 jeweils das Wort 
„Hauptschulabschluss“ durch das Wort „Berufsbildungsreife“ 
und die Angabe „H“ durch die Angabe „BR“ ersetzt.

26.	In Anlage 2 wird in den Anlagen 2.1.1 und 2.2.1 jeweils das 
Wort „Hauptschulabschluss“ durch das Wort „Berufsbildungs-
reife“ ersetzt.

27.	Anlage 5 wird wie folgt gefasst:

von der Prüfung gestatten. Der Antrag bedarf der Schriftform 
und Begründung. In Fällen der Nichtzulassung und der Zurück-
stellung ist die letzte Jahrgangsstufe zu wiederholen. Alle Leis-
tungen sind erneut zu erbringen.“ 

19.	§ 58 wird wie folgt geändert:
a)	 Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

„Jeder Prüfling darf in höchstens drei Fächern mündlich ge-
prüft werden.“

b)	 In Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe „4“ durch die die An-
gabe „3“ ersetzt.

c)	 In Absatz 5 Satz 2 wird der Punkt am Ende durch ein Kom-
ma ersetzt und folgender Halbsatz angefügt:
„sofern dadurch nicht die Höchstzahl der mündlichen Prü-
fungen nach Absatz 2 Satz 3 überschritten wird“.

20.	In § 61 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „(Anlage 6.3) als 
Punkte“ durch die Wörter „als Punkte und Noten“ ersetzt.

21.	In § 62 Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „(Anlage 7.2)“ durch 
die Angabe „(Anlage 7.1)“ ersetzt.

22.	Dem § 67 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:
„Abweichend von Satz 1 können Schülerinnen und Schüler, die 
einen entsprechenden Bildungsgang an einer noch nicht staat-
lich anerkannten Ersatzschule besuchen, am Ende des Bildungs-
ganges zur Fremdenprüfung zugelassen werden.“

23.	§ 70 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Als Berufsbildungsreife oder erweiterte Berufsbildungs-

reife im Sinne dieser Verordnung gelten auch nach dem Schul-
gesetz gleichwertige Schulbildungen.“

24.	Dem § 71 wird folgender Absatz 4 angefügt:

Anlage 5
Bewertungsschlüssel

Note Punkte
geforderte Bewertungs-

einheiten in %

1
(sehr gut)

15 mindestens 95
14 mindestens 90
13 mindestens 85

2
(gut)

12 mindestens 80
11 mindestens 75
10 mindestens 70

3
(befriedigend)

9 mindestens 65
8 mindestens 60
7 mindestens 55

4
(ausreichend)

6 mindestens 50
5 mindestens 45

5
(mangelhaft)

4 mindestens 36
3 mindestens 27
2 mindestens 18
1 mindestens 9

6
(ungenügend)

0 weniger als 9
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28.	Anlage 6 wird aufgehoben
29.	In Anlage 7 wird Anlage 7.1 wie folgt gefasst:

Anlage 7.1 
Bildung der Endnoten und der Durchschnittsnote

H:	 Halbjahrespunktedurchschnitt 
S:	 Punkte der schriftlichen Prüfung
M:	 Punkte der mündlichen Prüfung
P:	 abschließend erreichte Punktzahl
E:	 Endnote
D:	 Durchschnittsnote

1.	 Der Halbjahrespunktedurchschnitt eines Faches ist das arithmetische Mittel der in allen Halbjahren in diesem Fach erreichten 
Punkte. 

2.	 Wird ein Fach nicht geprüft, ist die abschließend erreichte Punktzahl der auf eine ganze Zahl gerundete Halbjahrespunktedurch-
schnitt:

P = H
3.	 Wird ein Fach nur schriftlich geprüft, ist die abschließend erreichte Punktzahl das auf eine ganze Zahl gerundete arithmetische 

Mittel aus dem Halbjahrespunktedurchschnitt und den Punkten der schriftlichen Prüfung: 
P = (H + S) : 2

4.	 Wird ein Fach nur mündlich geprüft, ist die abschließend erreichte Punktzahl das auf eine ganze Zahl gerundete arithmetische 
Mittel aus dem Halbjahrespunktedurchschnitt und den Punkten der mündlichen Prüfung, wobei der Halbjahrespunktedurch-
schnitt mit doppeltem Gewicht in die Berechnung eingeht:

P = (2H + M) : 3
5.	 Wird ein Fach schriftlich und mündlich geprüft, ist die abschließend erreichte Punktzahl das auf eine ganze Zahl gerundete arith-

metische Mittel aus dem Halbjahrespunktedurchschnitt und den Punkten der Prüfungen, wobei der Halbjahrespunktedurch-
schnitt und die Punkte der schriftlichen Prüfung jeweils mit doppeltem Gewicht in die Berechnung eingehen:

P = (2H + 2S + M) : 5
6.	 Für die Bildung der Durchschnittsnote sind die abschließend erreichten Punkte aller Fächer gemäß der nachstehenden Tabelle in 

Endnoten umzuwandeln: 

erreichte Punkte Endnote
13 bis 15 1  (sehr gut)
10 bis 12 2  (gut)

7 bis 9 3  (befriedigend)
5 und 6 4  (ausreichend)
1 bis 4 5  (mangelhaft)

7.	 Die Durchschnittsnote ist das arithmetische Mittel aus den Endnoten aller Fächer; hiervon ausgenommen sind die Fächer des 
fakultativen Unterrichts:

D = (E1 + E2 + ... + En) : n
(n ... Index und Anzahl der Fächer)

Hinweise:
a)	 Arithmetische Mittel sind ohne Rundung auf eine Stelle nach dem Komma zu errechnen.
b)	 Lautet die Nachkommastelle der errechneten abschließenden Punktzahl „5“, so gibt beim Runden die Leistungsentwicklung der 

Schülerin oder des Schülers den Ausschlag.  
c)	 Für Bildungsgänge, die vor dem 1. August 2013 begonnen wurden, bleibt das Fach Sport/Gesundheitsförderung bei der Ermitt-

lung der Durchschnittsnote unberücksichtigt.  

30.	In der Anlage 7 wird Anlage 7.2 aufgehoben.
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herangezogen werden.“
c)	 Absatz 4 wird aufgehoben.

9.	 § 20 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 werden nach dem Wort „Schüler“ die Wörter 

„sowie deren Erziehungsberechtigte“ eingefügt.
b)	 Absatz 3 wird wie folgt fasst:

„(3) Erfüllt die Schülerin oder der Schüler nur die Voraus-
setzung des § 19 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 nicht, so ent-
scheidet die Klassenkonferenz darüber, ob aufgrund des 
Leistungsvermögens, der Leistungsbereitschaft und der im 
Probehalbjahr erbrachten Leistungsnachweise erwartet wer-
den kann, dass die oder der Betroffene trotz der Unterrichts-
versäumnisse die Ausbildung erfolgreich fortsetzen wird 
und deshalb die Probezeit als erfolgreich abgeschlossen an-
gesehen werden kann. Die Entscheidungsgründe sind im 
Protokoll der Klassenkonferenz zu vermerken.“

c)	 Die Absätze 4 und 5 werden wie folgt gefasst:
„(4) Wer die Probezeit nicht besteht, muss den Bildungs-

gang verlassen und kann nicht erneut in einen Bildungsgang 
der Berufsoberschule aufgenommen werden. Den Betroffe-
nen sowie deren Erziehungsberechtigten ist das Nichtbeste-
hen der Probezeit schriftlich bekannt zu geben. Das Nicht-
bestehen der Probezeit ist auf dem Abgangszeugnis zu 
vermerken. 

(5) Abweichend von Absatz 4 Satz 1 kann einmal erneut 
in einen Bildungsgang der Berufsoberschule aufgenommen 
werden, wer die Gründe für das Nichtbestehen der Probezeit 
nicht zu vertreten hat. In den in Satz 1 genannten Fällen sind 
die Gründe für das Nichtbestehen auf dem Abgangszeugnis 
zu vermerken. Darüber hinaus kann abweichend von Absatz 
4 einmal erneut in die Berufsoberschule aufgenommen wer-
den, wer nach nicht bestandener Probezeit anderweitig die 
Fachhochschulreife erwirbt; die Aufnahme erfolgt gemäß 
§ 4 Absatz 4.“

10.	§ 21 wird wie folgt gefasst:

„§ 21 
Aufrücken, Rücktritt und Wiederholung

(1) In mehrjährigen Bildungsgängen rücken die Schülerinnen 
und Schüler zu Beginn eines Schuljahres in die nächsthöhere 
Jahrgangsstufe auf. Stellt sich im Verlaufe der Ausbildung her-
aus, dass die Schülerin oder der Schüler die Zulassungsvoraus-
setzungen zur Abschlussprüfung gemäß § 37 Absatz 2 nicht 
mehr erfüllen kann, muss sie oder er zurücktreten oder den Bil-
dungsgang verlassen. Der Rücktritt erfolgt nach Abschluss des 
ersten Halbjahres einer Jahrgangsstufe in das zweite Halbjahr 
der vorhergehenden Jahrgangsstufe. Bei Rücktritt am Ende der 
Jahrgangsstufe ist die Jahrgangsstufe zu wiederholen. Die Ent-
scheidung ist den Betroffenen und deren Erziehungsberechtig-
ten schriftlich bekannt zu geben.

(2) Hat die Schülerin oder der Schüler bei Vorliegen der übri-
gen Voraussetzungen nach § 37 Absatz 2 nur die gemäß § 37 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 geforderte Mindestteilnahme am er-
teilten Pflichtunterricht nicht erbracht, so entscheidet die Klas-
senkonferenz, ob aufgrund des Leistungsvermögens, der Leis-
tungsbereitschaft und der im Beurteilungszeitraum erbrachten 
Leistungsnachweise erwartet werden kann, dass die oder der 
Betroffene trotz der Unterrichtsversäumnisse die Ausbildung er-
folgreich fortsetzen wird und ein Rücktritt deshalb nicht erfor-
derlich ist. Die Entscheidungsgründe sind im Protokoll der 
Klassenkonferenz zu vermerken.

(3) Die Schülerin oder der Schüler kann freiwillig zurücktre-
ten, wenn eine erfolgreiche Mitarbeit in der Ausbildung  nicht 
mehr gewährleistet ist. Der zu begründende Antrag ist schriftlich 
bei der Schulleiterin oder dem Schulleiter einzureichen. Bei 
nicht volljährigen Schülerinnen und Schülern ist der Antrag von 
den Erziehungsberechtigten zu stellen.

Artikel IV

Die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Berufsober-
schule vom 6. März 2005 (GVBl. S. 141), die zuletzt durch Artikel 
XII Nummer 35 des Gesetzes vom 19. März 2009 (GVBl. S. 70) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a)	 In der Angabe zu Teil I Kapitel 5 wird das Wort „Verset-
zung“ durch das Wort „Aufrücken“ ersetzt.

b)	 Die Angabe zu § 21 wird wie folgt gefasst:
„§ 21 Aufrücken, Rücktritt und Wiederholung“

c)	 Die Angabe zu § 22 wird wie folgt gefasst:
„§ 22 (weggefallen)“

d)	 Die Angabe zu § 54 wird wie folgt gefasst:
„§ 54 Übergangsregelungen“

e)	 Die Angabe zu Anlage 5 wird wie folgt gefasst:
„Anlage 5 (weggefallen)“

2.	 § 4 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 3 Satz 2 wird aufgehoben.
b)	 In Absatz 5 werden Satz 1 und 2 aufgehoben.

3.	 In § 12 Absatz 5 wird die Angabe „3“ durch die Angabe „2“ er-
setzt.

4.	 § 16 wird wie folgt geändert:  
a)	 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Es gilt der Bewertungsschlüssel nach Anlage 4.“
b)	 Absatz 2 wird aufgehoben.
c)	 Die Absätze 3 und 4 werden die Absätze 2 und 3.
d)	 Der neue Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

,(2) In Fällen 
1.	 der Leistungsverweigerung sowie
2.	 der Täuschung oder des Täuschungsversuchs
ist die Note „ungenügend“ (0 Punkte) zu erteilen. Eine Leis-
tungsverweigerung liegt auch vor, wenn sich die Schülerin 
oder der Schüler durch unentschuldigtes Fernbleiben einer 
angekündigten Leistungsüberprüfung entzieht. Unleserliche 
Teile einer Arbeit gelten als nicht erbrachte Teilleistung.‘

5.	 In § 17 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „einschließlich der 
Notentendenz“ gestrichen.

6.	 In der Überschrift zu Teil I Kapitel 5 wird das Wort „Verset-
zung“ durch das Wort „Aufrücken“ ersetzt.

7.	 In § 18 Absatz 1 werden die Wörter „(Anlage 5.1 bis 5.5)“ ge-
strichen.

8.	 § 19 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 2 Satz 1 wird durch folgende Sätze ersetzt:

„Die Probezeit besteht, wer im Probehalbjahr 
1.	 in jedem Fach an mindestens 70 Prozent des erteilten 

Pflichtunterrichts teilgenommen hat, 
2.	 bei erteiltem Unterricht in nicht mehr als zwei Fächern 

keine Halbjahresnote erhalten hat und
3.	 in höchstens einem Fach nur 1 bis 4 Punkte und in den 

übrigen Fächern jeweils mindestens 5 Punkte erzielt hat,
wobei das Fach Sport/Gesundheitsförderung von den Bedin-
gungen nach Nummer 1 und 2 ausgenommen ist, wenn die 
oder der Betroffene von der Teilnahme an diesem Fach frei-
gestellt war. Abweichend von Satz 1 Nummer 2 muss für 
Fächer, die im Bildungsgang nur im Probehalbjahr unter-
richtet werden, für das Bestehen der Probezeit eine Halb-
jahresnote nachgewiesen werden.“

b)	 Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:
„Die Note im Fach Sport/Gesundheitsförderung kann nur 
zum Ausgleich im fachrichtungsübergreifenden Lernbereich 

593_624_GVBl_2013_33.indd   610 02.12.13   09:12



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      69. Jahrgang      Nr. 33       5. Dezember 2013 611

Schulaufsichtsbehörde erneut in einen Bildungsgang der Be-
rufsoberschule aufgenommen werden. Die Schulaufsichtsbehör-
de entscheidet zugleich über anrechenbare Zeiten aus dem ers-
ten Bildungsgang. Die Anrechnung von Ausbildungszeiten setzt 
voraus, dass die erneute Aufnahme in einen Bildungsgang mit 
gleicher Fachrichtung und nicht später als zwei Jahre nach dem 
Verlassen des ersten Bildungsganges erfolgt.

(5) Bei Aufnahme in die Berufsoberschule sind die Schülerin-
nen und Schüler sowie deren Erziehungsberechtigte schriftlich 
auf die Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 hinzuweisen.“

15.	§ 37 wird wie folgt gefasst:

„§ 37 
Zulassung zur Prüfung

(1) Spätestens zwei Wochen vor Beginn der schriftlichen Prü-
fung entscheidet die oder der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses über die Zulassung zur Abschlussprüfung. Die Ent-
scheidung ist den Schülerinnen und Schülern schriftlich 
mitzuteilen. 

(2) Zur Prüfung wird zugelassen, wer
1.	 in jeder Jahrgangsstufe in jedem Fach an mindestens 70 Pro-

zent des erteilten Pflichtunterrichts teilgenommen hat,
2.	 in der Facharbeit (§ 13) mindestens 5 Punkte erzielt hat,
3.	 im Verlauf der Ausbildung bei erteiltem Unterricht in nicht 

mehr als zwei Fächern jeweils höchstens einmal keine Halb-
jahresnote erhalten hat und

4.	 nicht mehr als drei mündliche Prüfungen benötigt, um die 
Abschlussprüfung zu bestehen,

wobei das Fach Sport/Gesundheitsförderung von den Bedingun-
gen nach Nummer 1 und 3 ausgenommen ist, wenn die oder der 
Betroffene von der Teilnahme an diesem Fach freigestellt war. 
Abweichend von Satz 1 Nummer 3 muss für Fächer, die im Ver-
lauf des Bildungsganges in nur einem Schulhalbjahr unterrichtet 
werden, für die Zulassung eine Halbjahresnote nachgewiesen 
werden. Mündliche Prüfungen gemäß § 41 Absatz 4 Satz 2 sind 
in die Ermittlung der Anzahl der mündlichen Prüfungen nach 
Satz 1 Nummer 4 einzubeziehen.

(3) Erfüllt die Schülerin oder der Schüler nur die nach Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 1 geforderte Voraussetzung nicht, so ent-
scheidet abweichend von Absatz 1 Satz 1 der Prüfungsausschuss 
darüber, ob aufgrund des Leistungsvermögens, der Leistungs-
bereitschaft und der in der gesamten Ausbildung erbrachten 
Leistungsnachweise erwartet werden kann, dass die oder der Be-
troffene trotz der Unterrichtsversäumnisse die Prüfung erfolg-
reich abschließen wird und deshalb zur Prüfung zugelassen wer-
den kann. Die Entscheidungsgründe sind zu protokollieren.

(4) Wird die Schülerin oder der Schüler nicht zugelassen, gilt 
die Prüfung als nicht bestanden. Die Nichtzulassung und das 
Nichtbestehen sind den Betroffenen und deren Erziehungsbe-
rechtigten schriftlich bekannt zu geben. In begründeten Einzel-
fällen, insbesondere bei längeren Unterrichtsversäumnissen im 
letzten Schuljahr, die die Schülerin oder der Schüler nicht zu 
vertreten hat, kann die oder der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses auf Antrag einmal eine Zurückstellung von der Prüfung 
gestatten. Der Antrag bedarf der Schriftform und Begründung. 
In Fällen der Nichtzulassung und der Zurückstellung ist die letz-
te Jahrgangsstufe zu wiederholen. Alle Leistungen sind erneut 
zu erbringen.“

16.	§ 41 wird wie folgt geändert:
a)	 Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

„Jeder Prüfling darf in höchstens drei Fächern mündlich ge-
prüft werden.“

b)	 In Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe „(§ 16 Abs. 4)“ gestri-
chen. 

c)	 In Absatz 5 Satz 2 wird der Punkt am Ende durch ein Kom-
ma ersetzt und folgender Halbsatz angefügt:

(4) Während der Ausbildung ist der Rücktritt nach Absatz 1 
Satz 2 und Absatz 3 Satz 1 jeweils einmal möglich. Ein Rücktritt 
zum Ende des Prüfungshalbjahres ist nicht möglich.

(5) Wer zurücktritt, muss im Wiederholungszeitraum alle 
Leistungen neu erbringen. Führt der Rücktritt zur Wiederholung 
der ersten Jahrgangsstufe, ist nicht erneut über die Probezeit zu 
entscheiden.“ 

11.	§ 22 wird aufgehoben.
12.	§ 23 Absatz 4 Satz 2 wird aufgehoben.
13.	§ 25 wird wie folgt gefasst:

„§ 25 
Unterbrechung, Wiederaufnahme

(1) Der Bildungsgang kann einmal aus wichtigem Grund 
unterbrochen werden. Ein wichtiger Grund ist insbesondere
1.	 die eigene Erkrankung,
2.	 die Pflege eines erkrankten oder hilfebedürftigen nahen An-

gehörigen,
3.	 Mutterschutz oder
4.	 die Betreuung eines Kindes in Zeiten, in denen bei Bestehen 

eines Arbeitsverhältnisses Anspruch auf Elternzeit bestünde. 
Über den Antrag entscheidet die Schulleiterin oder der Schul-
leiter. In begründeten Einzelfällen kann die Schulaufsichtsbe-
hörde eine zweite Unterbrechung zulassen. 

(2) Die Wiederaufnahme nach der Unterbrechung erfolgt zu 
Beginn des Schulhalbjahres, das dem entspricht, in dem die 
Unterbrechung eintrat. Trat die Unterbrechung zum Ende eines 
Schulhalbjahres ein und wurde ein Zeugnis erteilt, erfolgt die 
Wiederaufnahme zum Beginn des entsprechenden folgenden 
Schulhalbjahres. Beginnt die Wiederaufnahme später als zwei 
Jahre nach Eintritt der Unterbrechung, muss der Bildungsgang 
neu durchlaufen werden. Erfolgte die Unterbrechung nach be-
standener Probezeit, ist keine erneute Probezeit vorzusehen. 

(3) Wird die Ausbildung nicht innerhalb von vier Jahren nach 
Eintritt der Unterbrechung wieder aufgenommen, endet das 
Schulverhältnis mit Ablauf des letzten Tages der Vierjahresfrist. 
Die Schule hat dies den Betroffenen schriftlich bekannt zu ge-
ben.“ 

14.	§ 26 wird wie folgt gefasst:

„§ 26 
Verlassen des Bildungsganges

(1) Wer den Bildungsgang auf eigenen Wunsch verlässt, gilt 
als von der Schule abgemeldet und aus dem Schulverhältnis ent-
lassen. Der Wechsel in einen anderen Bildungsgang gemäß § 24 
ist kein Verlassen des Bildungsganges im Sinne des Satz 1.

(2) Schülerinnen und Schüler, die den Bildungsgang verlassen 
möchten, teilen dies der Schule unter Angabe der Gründe schrift-
lich mit. Bei nicht volljährigen Schülerinnen und Schülern ist 
die Zustimmung der Erziehungsberechtigten erforderlich. Da-
rüber hinaus ist bei volljährigen Schülerinnen und Schülern von 
einem Verlassen des Bildungsganges auf eigenen Wunsch aus-
zugehen, wenn diese ununterbrochen an mehr als fünf Unter-
richtstagen dem Unterricht fernbleiben, ohne die Schule über 
das Fernbleiben und dessen Gründe zu informieren. In den in 
Satz 3 genannten Fällen hat die Schulleiterin oder der Schullei-
ter das Verlassen des Bildungsganges unter Angabe der zugrun-
de liegenden Tatsachen festzustellen und den Schülerinnen und 
Schülern schriftlich bekannt zu geben. 

(3) Ein Verlassen des Bildungsganges im Sinne des Absatz 2 
Satz 3 liegt nicht vor, wenn die Betroffenen unverzüglich nach-
weisen, dass sie aus von ihnen nicht zu vertretenden Gründen an 
der rechtzeitigen Benachrichtigung der Schule gehindert waren 
und erklären, die Ausbildung fortsetzen zu wollen.

(4) Wer den Bildungsgang auf eigenen Wunsch verlassen hat, 
kann nur in besonders begründeten Fällen mit Zustimmung der 
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verlassen muss, wenn sie oder er in der Jahrgangsstufe 
in einem Fach, Lernfeld oder Projekt an weniger als 70 
Prozent des erteilten Pflichtunterrichts teilnimmt und 
dass in diesen Fällen die Entscheidung der Klassenkon-
ferenz nach § 21 Absatz 2 unabhängig von der Erfüllung 
der in § 21 Absatz 2 Satz 1 genannten übrigen Voraus-
setzungen zu treffen ist, 

2.	 Unterbrechungen des Bildungsganges im Sinne des 
§ 25, die vor dem 1. August 2013 erfolgten, nicht auf die 
in § 25 Absatz 1 genannte zulässige Anzahl der Unter-
brechungen anzurechnen sind und § 25 Absatz 3 keine 
Anwendung findet, und

3.	 anstelle des § 37 Absatz 2 dieser Verordnung der § 37 
Absatz 2 Satz 1 in der bis zum Inkrafttreten der Verord-
nung zur Änderung von Vorschriften für berufliche 
Schulen im Land Berlin vom 18. November 2013 
(GVBl. S. 598) geltenden Fassung Anwendung findet 
und § 37 Absatz 3 dieser Verordnung nicht anzuwenden 
ist.“

20.	Anlage 4 wird wie folgt gefasst:

„sofern dadurch nicht die Höchstzahl der mündlichen Prü-
fungen nach Absatz 2 Satz 3 überschritten wird.“

17.	In § 44 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „den Abschlusszeug-
nissen (Anlagen 5.3 und 5.4) als Punkte“ durch die Wörter „dem 
Abschlusszeugnis als Punkte und Noten“ ersetzt.

18.	In § 51 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wird das Wort „versetzungs-
relevanten“ gestrichen.

19.	§ 54 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 54  
Übergangsregelungen“

b)	 Der Wortlaut wird Absatz 1.
c)	 Folgender Absatz 2 wird angefügt:

„(2) Für Schülerinnen und Schüler, die ihre Ausbildung 
vor dem 1. August 2013 begonnen und zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht abgeschlossen haben, gilt diese Verordnung mit 
der Maßgabe, dass
1.	 abweichend von § 21 Absatz 1 Satz 2 die Schülerin oder 

der Schüler nur zurücktreten oder den Bildungsgang 

Anlage 4
Bewertungsschlüssel

Note Punkte geforderte Bewertungseinheiten 
in %

1 
(sehr gut)

15 mindestens 95
14 mindestens 90
13 mindestens 85

2 
(gut)

12 mindestens 80
11 mindestens 75
10 mindestens 70

3 
(befriedigend)

9 mindestens 65
8 mindestens 60
7 mindestens 55

4 
(ausreichend)

6 mindestens 50
5 mindestens 45

5 
(mangelhaft)

4 mindestens 36
3 mindestens 27
2 mindestens 18
1 mindestens 9

6 
(ungenügend) 0 weniger als 9

 

21.	Anlage 5 wird aufgehoben.
22.	In Anlage 6 wird Anlage 6.1 wie folgt gefasst:
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Anlage 6.1 

Bildung der Endnoten und der Durchschnittsnote

H:	 Halbjahrespunktedurchschnitt 

S:	 Punkte der schriftlichen Prüfung

M:	 Punkte der mündlichen Prüfung

P:	 abschließend erreichte Punktzahl

E:	 Endnote

F:	 Note der Facharbeit

D:	 Durchschnittsnote

1.	 Der Halbjahrespunktedurchschnitt eines Faches ist das arithmetische Mittel der in allen Halbjahren in diesem Fach erreichten 
Punkte.

2.	 Wird ein Fach nicht geprüft, ist die abschließend erreichte Punktzahl der auf eine ganze Zahl gerundete Halbjahrespunktedurch-
schnitt:

P = H

3.	 Wird ein Fach nur schriftlich geprüft, ist die abschließend erreichte Punktzahl das auf eine ganze Zahl gerundete arithmetische 
Mittel aus dem Halbjahrespunktedurchschnitt und den Punkten der schriftlichen Prüfung: 

P = (H + S) : 2

4.	 Wird ein Fach nur mündlich geprüft, ist die abschließend erreichte Punktzahl das auf eine ganze Zahl gerundete arithmetische 
Mittel aus dem Halbjahrespunktedurchschnitt und den Punkten der mündlichen Prüfung, wobei der Halbjahrespunktedurch-
schnitt mit doppeltem Gewicht in die Berechnung eingeht:

P = (2H + M) : 3

5.	 Wird ein Fach schriftlich und mündlich geprüft, ist die abschließend erreichte Punktzahl das auf eine ganze Zahl gerundete arith-
metische Mittel aus dem Halbjahrespunktedurchschnitt und den Punkten der Prüfungen, wobei der Halbjahrespunktedurch-
schnitt und die Punkte der schriftlichen Prüfung jeweils mit doppeltem Gewicht in die Berechnung eingehen:

P = (2H + 2S + M) : 5

6.	 Für die Bildung der Durchschnittsnote sind die Punkte der Facharbeit in eine Note und die abschließend erreichten Punkte aller 
Fächer in Endnoten gemäß der nachstehenden Tabelle umzuwandeln: 

erreichte Punkte Endnote
13 bis 15 1  (sehr gut)
10 bis 12 2  (gut)

7 bis 9 3  (befriedigend)
5 und 6 4  (ausreichend)
1 bis 4 5  (mangelhaft)

7.	 Die Durchschnittsnote ist das arithmetische Mittel aus der Note der Facharbeit und den Endnoten aller Fächer; hiervon ausge-
nommen sind die Fächer des fakultativen Unterrichts:

D = (F + E1 + E2 + ... + En) : (n + 1)

(n ... Index und Anzahl der Fächer)

Hinweise:

a)	 Arithmetische Mittel sind ohne Rundung auf eine Stelle nach dem Komma zu errechnen.

b)	 Lautet die Nachkommastelle der errechneten abschließenden Punktzahl „5“, so gibt beim Runden die Leistungsentwicklung der 
Schülerin oder des Schülers den Ausschlag. 

c)	 Für Bildungsgänge, die vor dem 1. August 2013 begonnen wurden, bleibt das Fach Sport/Gesundheitsförderung bei der Ermitt-
lung der Durchschnittsnote unberücksichtigt. 

23.	Anlage 6.2 wird aufgehoben.
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durchschnittlich mindestens 480 Jahresstunden (12 Wo-
chenstunden) betrug oder ein zusätzlicher allgemeinbilden-
der Unterricht (Absatz 2 und 3) mit Erfolg besucht wurde.“

c)	 In Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Satz 2 werden jeweils die 
Wörter „eine dem erweiterten Hauptschulabschluss gleich-
wertige Schulbildung“ durch die Wörter „die erweiterte Be-
rufsbildungsreife“ ersetzt.

8.	 In § 26 Absatz 1 Nummer 3 und 4 werden jeweils die Wörter 
„des Hauptschulabschlusses oder des erweiterten Hauptschul-
abschlusses“ durch die Wörter „der Berufsbildungsreife oder 
der erweiterten Berufsbildungsreife“ ersetzt. 

9.	 § 28 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Die Prüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife findet am 
Ende des Bildungsganges statt.“

b)	 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Rechtzeitig vor Beginn der Prüfung ist der Halbjah-

resnotendurchschnitt der Prüfungsfächer zu ermitteln und 
gemäß Anlage 3.3 in Punkte umzuwandeln (Halbjahres-
punktedurchschnitt). Der Halbjahresnotendurchschnitt ist 
das auf eine Stelle nach dem Komma ohne Rundung errech-
nete arithmetische Mittel aus allen Halbjahresnoten des je-
weiligen Faches. Im Falle der Wiederholung sind nur die 
Halbjahresnoten aus dem Wiederholungszeitraum zu be-
rücksichtigen. Zur Prüfung wird zugelassen, wer in höchs-
tens zwei Prüfungsfächern jeweils nur 1 bis 4 Punkte und in 
den übrigen Prüfungsfächern jeweils mindestens 5 Punkte 
erzielt hat. In begründeten Einzelfällen, insbesondere bei 
längeren Unterrichtsversäumnissen im letzten Schuljahr, die 
die Schülerin oder der Schüler nicht zu vertreten hat, kann 
die oder der Vorsitzende des Prüfungsauschusses auf Antrag 
einmal eine Zurückstellung bis zum nächsten Prüfungster-
min gestatten. Der Antrag bedarf der Schriftform und Be-
gründung.“

c)	 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Für die schriftliche Prüfung in den Fächern Deutsch/

Kommunikation, Fremdsprache und Mathematik gelten die 
von der Schulaufsichtsbehörde zentral festgelegten Prü-
fungsaufgaben der Fachoberschule.“

d)	 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
„(5) Die Bewertung der Prüfungsleistungen, die Ermitt-

lung der abschließend erreichten Punkte sowie die Bildung 
der Durchschnittsnote erfolgen gemäß Anlage 3.3.“

e)	 Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 eingefügt:
„(6) Die Prüfung besteht, wer in jedem Prüfungsfach min-

destens 5 Punkte erzielt. Eine Minderleistung (1 bis 4 Punk-
te) in höchstens einem Prüfungsfach ist durch eine mit min-
destens 10 Punkten bewertete Leistung oder zwei mit 
mindestens 7 Punkten bewertete Leistungen in anderen Prü-
fungsfächern ausgeglichen, wobei ein Leistungsausgleich in 
einem Fach der schriftlichen Prüfung nur durch Leistungen 
in einem anderen schriftlichen Prüfungsfach erfolgen kann.“

f)	 Die bisherigen Absätze 6 bis 8 werden die Absätze 7 bis 9.
g)	 Im neuen Absatz 7 wird Satz 2 aufgehoben.
h)	 Der neue Absatz 8 wird wie folgt gefasst:

„(8) Im Zeugnis über den Erwerb der Fachhochschulreife 
werden die abschließend erreichten Punkte und Noten der 
Prüfungsfächer, die Endnoten der im Abschlusszeugnis der 
Berufsschule aufgeführten übrigen Fächer, Lernfelder und 
Projekte sowie die Durchschnittsnote ausgewiesen. § 21 Ab-
satz 1 Satz 2 gilt entsprechend.“

i)	 Im neuen Absatz 9 wird die Angabe „und 3“ gestrichen.
10.	§ 29 Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die Schule erteilt Halbjahreszeugnisse und Abschlusszeug-
nisse. § 21 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.“

Artikel V
Die Berufsschulverordnung vom 13. Februar 2007 (GVBl. S. 54), 

die durch Artikel IV der Verordnung vom 11. Dezember 2007 
(GVBl. S. 677) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a)	 Die Angabe zu § 11 wird wie folgt gefasst:
„§ 11 (weggefallen)“

b)	 Die Angabe zu § 23 wird wie folgt gefasst:
„§ 23 Berufsbildungsreife“

c)	 Die Angabe zu § 24 wird wie folgt gefasst:
„§ 24 Erweiterte Berufsbildungsreife“ 

d)	 Die Angabe zu § 34 wird wie folgt gefasst:
„§ 34 Berufsbildungsreife und erweiterte Berufsbildungs-
reife“

e)	 Die Angabe zu § 45 wird wie folgt gefasst:
„§ 45 Inkrafttreten, Übergangsregelungen“

f)	 Die Angabe zu Anlage 6 wird wie folgt gefasst:
„Anlage 6 (weggefallen)“ 

2.	 § 8 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
,(3) In Fällen 

1.	 der Leistungsverweigerung sowie
2.	 der Täuschung oder des Täuschungsversuchs
ist die Note „ungenügend“ zu erteilen. Eine Leistungsverweige-
rung liegt auch vor, wenn sich die Schülerin oder der Schüler 
durch unentschuldigtes Fernbleiben einer angekündigten Leis-
tungsüberprüfung entzieht. Unleserliche Teile einer Arbeit gel-
ten als nicht erbrachte Teilleistung.‘

3.	 § 11 wird aufgehoben.
4.	 § 21 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) In der dualen Ausbildung werden am Ende eines 

Halbjahres ein Halbjahreszeugnis und am Ende der Ausbil-
dung ein Abschlusszeugnis erteilt. Die Zeugnismuster gibt 
die Schulaufsichtsbehörde vor.“ 

b)	 In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „(Anlage 6.1.1)“ gestri-
chen.

c)	 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Der Erwerb der Berufsbildungsreife oder der erwei-

terten Berufsbildungsreife (§§ 23 und 24) ist auf dem Ab-
schlusszeugnis zu vermerken. Über den Erwerb des mittle-
ren Schulabschlusses wird ein Zeugnis erteilt; Absatz 1 Satz 
2 gilt entsprechend.“

5.	 In § 22 Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „im Fach Sport/Ge-
sundheitsförderung und“ gestrichen.

6.	 § 23 wird wie folgt gefasst:

 „§ 23 
Berufsbildungsreife

Wer keinen allgemeinbildenden Schulabschluss besitzt, er-
wirbt mit dem erfolgreichen Abschluss der Berufsschule die Be-
rufsbildungsreife.“

7.	 § 24 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 24 
Erweiterte Berufsbildungsreife“

b)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Wer keinen oder keinen höheren Schulabschluss als 

die Berufsbildungsreife besitzt, erwirbt mit dem erfolgrei-
chen Abschluss der Berufsschule die erweiterte Berufsbil-
dungsreife, wenn der Berufsschulunterricht zwei Jahre lang 
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d)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „Eine dem erweiterten 

Hauptschulabschluss gleichwertige Schulbildung“ 
durch die Wörter „Die erweiterte Berufsbildungsreife“ 
ersetzt.

bb)	In Satz 2 werden die Wörter „im Fach Sport/Gesund-
heitsförderung und“ gestrichen.

e)	 Absatz 4 wird aufgehoben.
14.	§ 35 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Die Schule erteilt Halbjahreszeugnisse und Abschluss-
zeugnisse. § 21 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.“

15.	§ 36 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
„(5) Die Schule erteilt Halbjahreszeugnisse und Abschluss-

zeugnisse. § 21 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.“
16.	§ 40 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Leistungen im Fach Sport/Gesundheitsförderung können nur 
zum Leistungsausgleich für berufsfeldübergreifende Fächer he-
rangezogen werden.“

17.	§ 45 wird wie folgt geändert: 
a)	 In der Überschrift wird das Wort „Übergangsregelung“ 

durch das Wort „Übergangsregelungen“ ersetzt. 
b)	 Folgender Absatz 3 wird angefügt:

„(3) Für Schülerinnen und Schüler, die ihre Ausbildung 
vor dem 1. August 2013 begonnen und zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht abgeschlossen haben, gilt diese Verordnung mit 
der Maßgabe, dass anstelle von § 22 Absatz 3 Satz 2 und 
§ 34 Absatz 3 Satz 2 § 22 Absatz 3 Satz 2 und § 34 Ab-
satz 3 Satz 2 in der bis zum Inkrafttreten der Verordnung zur 
Änderung von Vorschriften für berufliche Schulen im Land 
Berlin vom 18. November 2013 (GVBl. S. 598) geltenden 
Fassung Anwendung finden.“

18.	In Anlage 3 wird Anlage 3.1 wie folgt gefasst:

11.	§ 32 wird wie folgt gefasst:

 „§ 32 
Verlassen des Lehrgangs

(1) Wer den Lehrgang auf eigenen Wunsch verlässt, gilt als 
von der Schule abgemeldet und aus dem Schulverhältnis ent-
lassen. Schülerinnen und Schüler, die den Lehrgang verlassen 
möchten, teilen dies der Schule unter Angabe der Gründe schrift-
lich mit. Für das Verlassen des Lehrgangs ist die Zustimmung 
der Erziehungsberechtigten erforderlich.

(2) Wer den Lehrgang auf eigenen Wunsch verlassen hat, 
kann nur in besonders begründeten Fällen mit Zustimmung der 
Schulaufsichtsbehörde erneut in einen berufsqualifizierenden 
Lehrgang der Berufsschule aufgenommen werden. 

(3) Bei Aufnahme in den Lehrgang sind die Schülerinnen und 
Schüler sowie deren Erziehungsberechtigte schriftlich auf die 
Bestimmungen der Absätze 1 und 2 hinzuweisen.“

12.	§ 33 Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Leistungen im Fach Sport/Gesundheitsförderung können nur 

zum Leistungsausgleich für berufsfeldübergreifende Fächer he-
rangezogen werden.“

13.	§ 34 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 34 
Berufsbildungsreife und erweiterte Berufsbildungsreife“

b)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Wer keinen oder keinen höheren Schulabschluss als 

die Berufsbildungsreife besitzt, erwirbt mit dem erfolgrei-
chen Abschluss der Berufsschule nach den Maßgaben der 
Absätze 2 und 3 die Berufsbildungsreife oder die erweiterte 
Berufsbildungsreife. § 21 Absatz 3 Satz 1 gilt entsprechend.“

c)	 In Absatz 2 werden die Wörter „Eine dem Hauptschulab-
schluss gleichwertige Schulbildung“ durch die Wörter „Die 
Berufsbildungsreife“ ersetzt.

Anlage 3.1

Bewertungsschlüssel

Note
erzielte Bewertungseinheiten

(in %)

1  (sehr gut) ≥ 85

2  (gut) ≥ 70

3  (befriedigend) ≥ 55

4  (ausreichend) ≥ 45

5  (mangelhaft) ≥ 9

6  (ungenügend) < 9

593_624_GVBl_2013_33.indd   615 02.12.13   09:12



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      69. Jahrgang      Nr. 33       5. Dezember 2013616

19.	In Anlage 3 wird Anlage 3.2 wie folgt gefasst:

Anlage 3.2

Abschlussnoten und Gesamtnotendurchschnitt
(§ 10 Absatz 1 und 2 und § 22 Absatz 3)

f	 Index für das Fach, Lernfeld oder Projekt 
n	 Index für das Schulhalbjahr
Hfn	Halbjahresnote des Faches f, Lernfeldes f oder Projekts f im n-ten  Schulhalbjahr
Gfn	Gewichtung des Faches f, Lernfeldes f oder Projekts f im n-ten Schulhalbjahr
Gf	 Gesamtgewichtung des Faches f, Lernfeldes f oder Projekts f
Af	 Abschlussnote des Faches f, Lernfeldes f oder Projekts f
D	 Gesamtnotendurchschnitt

I. Abschlussnoten

Für die Berechnung der Abschlussnote eines Faches, Lernfeldes oder Projekts sind
1.	 für jedes Schulhalbjahr das Produkt aus der Halbjahresnote und der Gewichtung des Faches, Lernfeldes oder Projekts in diesem 

Halbjahr
Hfn Gfn

2.	 die Summe S1 dieser Produkte
S1 = Hf1Gf1 + Hf2Gf2 + ... + HfnGfn

und
3.	 die Gesamtgewichtung als Summe der Gewichtungen aller Halbjahre 

Gf = Gf1 + Gf2 + ... + Gfn
zu bilden.

Die Abschlussnote eines Faches, Lernfeldes oder Projekts ist der auf eine ganze Zahl gerundete Quotient aus den unter 2. und 3. 
gebildeten Summen:

Af = S1 : Gf

II. Gesamtnotendurchschnitt

Für die Berechnung des Gesamtnotendurchschnitts sind
1.	 für jedes Fach, Lernfeld oder Projekt das Produkt aus der Abschlussnote und seiner Gesamtgewichtung

Af Gf
2.	 die Summe S2 dieser Produkte 

S2 = A1 G1 + A2 G2 + ... + Af Gf
und

3.	 die Summe der Gesamtgewichtungen aller Fächer, Lernfelder und Projekte
S3 = G1 + G2 + ... + Gf

zu bilden.

Der Gesamtnotendurchschnitt ist der ohne Rundung auf eine Stelle nach dem Komma errechnete Quotient aus den unter 2. und 3. ge-
bildeten Summen:

D = S2 : S3

Hinweise:
a)	 Lautet die erste Nachkommastelle eines berechneten Wertes „5“, so gibt beim Runden die Leistungsentwicklung der Schülerin 

oder des Schülers den Ausschlag.
b)	 Die Gesamtgewichtung eines Faches, Lernfeldes oder Projekts ist auf dem Abschlusszeugnis vor der Abschlussnote zu vermerken.
c)	 Für Bildungsgänge, die vor dem 1. August 2013 begonnen wurden, bleibt das Fach Sport/Gesundheitsförderung bei der Ermitt-

lung des Gesamtnotendurchschnitts unberücksichtigt. 
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20.	In Anlage 3 wird Anlage 3.3 wie folgt gefasst:

Anlage 3.3
Noten und Punkte der Fachhochschulreife 

Die Bewertung der Prüfungsleistungen erfolgt durch Punkte gemäß der nachstehenden Tabelle. Anhand dieser Tabelle ist zudem der 
Halbjahresnotendurchschnitt (§ 28 Absatz 3 Satz 2) aller Prüfungsfächer in Punkte (Halbjahrespunktedurchschnitt) umzuwandeln:

Bewertungsschlüssel für die 
Prüfungen

Umrechnung des Halbjahres-
notendurchschnitts in Punkte

erzielte Bewertungseinheiten 
in den Prüfungen % Punkte Halbjahresnotendurchschnitt

mindestens 95 15 1,0 
mindestens 90 14 1,1–1,2
mindestens 85 13 1,3–1,4
mindestens 80 12 1,5–1,7
mindestens 75 11 1,8–2,1
mindestens 70 10 2,2–2,4
mindestens 65 9 2,5–2,7
mindestens 60 8 2,8–3,1
mindestens 55 7 3,2–3,4
mindestens 50 6 3,5–3,9
mindestens 45 5 4,0–4,4
mindestens 36 4 4,5–4,6
mindestens 27 3 4,7–4,9
mindestens 18 2 5,0–5,2
mindestens 9 1 5,3–5,4
weniger als 9 0 5,5–6,0

Für die Ermittlung der abschließend erreichten Punkte und Endnoten gilt nachstehendes Verfahren: 
H:	 Halbjahrespunktedurchschnitt
S:	 Punkte der schriftlichen Prüfung
M:	 Punkte der mündlichen Prüfung
P:	 abschließend erreichte Punktzahl
E:	 Endnote
D:	 Durchschnittsnote
 
1.	 Wird ein Fach nicht geprüft, ist die abschließend erreichte Punktzahl der auf eine ganze Zahl gerundete Halbjahrespunktedurch-

schnitt:
P = H

2.	 Wird ein Fach nur schriftlich geprüft, ist die abschließend erreichte Punktzahl das auf eine ganze Zahl gerundete arithmetische 
Mittel aus dem Halbjahrespunktedurchschnitt und den Punkten der schriftlichen Prüfung: 

P = (H + S) : 2
3.	 Wird ein Fach nur mündlich geprüft, ist die abschließend erreichte Punktzahl das auf eine ganze Zahl gerundete arithmetische 

Mittel aus dem Halbjahrespunktedurchschnitt und den Punkten der mündlichen Prüfung, wobei der Halbjahrespunktedurch-
schnitt mit doppeltem Gewicht in die Berechnung eingeht:

P = (2H + M) : 3
4.	 Wird ein Fach schriftlich und mündlich geprüft, ist die abschließend erreichte Punktzahl das auf eine ganze Zahl gerundete arith-

metische Mittel aus dem Halbjahrespunktedurchschnitt und den Punkten der Prüfungen, wobei der Halbjahrespunktedurch-
schnitt und die Punkte der schriftlichen Prüfung jeweils mit doppeltem Gewicht in die Berechnung eingehen:

P = (2H + 2S + M) : 5
5.	 Für die Bildung der Durchschnittsnote sind die abschließend erreichten Punkte der Prüfungsfächer gemäß der nachstehenden 

Tabelle in Endnoten umzuwandeln:
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Erreichte Punkte Endnote
13 bis 15 1  (sehr gut)
10 bis 12 2  (gut)
7 bis 9 3  (befriedigend)
5 und 6 4  (ausreichend)
1 bis 4 5  (mangelhaft)

6.	 Die Durchschnittsnote ist das arithmetische Mittel aus den Endnoten der Prüfungsfächer und übrigen auf dem Abschlusszeugnis 
der Berufsschule auszuweisenden Fächer, Lernfelder und Projekte; hiervon ausgenommen sind die Fächer des fakultativen Wahl-
unterrichts:

D = (E1 + E2 + ... + En) : n
(n ... Index und Anzahl der Fächer)

Hinweise:

a)	 Arithmetische Mittel sind ohne Rundung auf eine Stelle nach dem Komma zu errechnen.

b)	 Lautet die Nachkommastelle der errechneten abschließenden Punktzahl „5“, so gibt beim Runden die Leistungsentwicklung der 
Schülerin oder des Schülers den Ausschlag. 

c)	 Für Bildungsgänge, die vor dem 1. August 2013 begonnen wurden, bleibt das Fach Sport/Gesundheitsförderung bei der Ermitt-
lung der Durchschnittsnote unberücksichtigt. 

21.	Anlage 5 wird wie folgt geändert: 
a)	 In der Übersicht der Anlage 5 sowie in den Anlagen 5.1.1 – 1 

bis 5.1.2 werden jeweils die Wörter „des erweiterten Haupt-
schulabschlusses“ durch die Wörter „der erweiterten Be-
rufsbildungsreife“ ersetzt.

b)	 In der Anlage 5.1.3 werden die Wörter „des erweiterten 
Hauptschulabschlusses“ und die Wörter „dem erweiterten 
Hauptschulabschluss“ jeweils durch die Wörter „der erwei-
terten Berufsbildungsreife“ ersetzt.

22.	Anlage 6 wird aufgehoben.

Artikel VI
Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 2013 in Kraft. 

Berlin, den 18. November 2013

Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Wissenschaft

Sandra  S c h e e r e s
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans VIII - B 11b 
im Bezirk Spandau, Ortsteile Spandau und Hakenfelde

Vom 26. November 2013

Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 
(BGBl. I S. 1548), in Verbindung mit § 6 Absatz 5 und mit § 11 Ab-
satz 1 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fas-
sung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan VIII - B 11b für das Gelände zwischen Aska-

nierring, Havelschanze, Schützenstraße, Neuendorfer Straße, Trift-
straße, Eiswerderufer, Havel, Wröhmännerpark, Wröhmännerstraße, 
Neuendorfer Straße, Falkenseer Platz, Falkenseer Damm, inklusive 
der Grundstücke Schäferstraße 2, Neuendorfer Straße 6, 7, einer 
Teilfläche des Grundstücks Askanierring 154, 154 A, 155 Ecke Fal-
kenseer Chaussee 8 sowie Abschnitte der Wröhmännerstraße und 
des Askanierrings mit Ausnahme der Kleingartenanlage Kleckers-
dorf, der Grundstücke Grundbuch von Spandau Blatt 19200 und 
42358 (östlich der Kleingartenanlage Kleckersdorf), des Koeltze-
parks mit Jugendfreizeitheim, der Straße Am Koeltzepark, einer 
Teilfläche der Schönwalder Straße und eines Abschnitts der Neuen-
dorfer Straße im Bezirk Spandau, Ortsteile Spandau und Hakenfel-
de, wird festgesetzt.
Er ändert teilweise den durch Senatsbeschluss über die Festsetzung 
des Bebauungsplans VIII – 11 im Bezirk Spandau vom 21. Novem-
ber 1955 (ABl. 1955, S. 1228) festgesetzten Bebauungsplan,
den durch Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans 
VIII – 21 im Bezirk Spandau vom 9. April 1968 (GVBl. S. 422) fest-
gesetzten Bebauungsplan,
den durch Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans 
VIII – 24a im Bezirk Spandau vom 6. Oktober 1969 (GVBl. S. 1969) 
festgesetzten Bebauungsplan,
den durch Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans 
VIII – 27 im Bezirk Spandau vom 5. Juni 1958 (GVBl. S. 485) fest-
gesetzten Bebauungsplan,
den durch Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans 
VIII – 31 im Bezirk Spandau vom 14. Februar 1962 (GVBl. S.198) 
festgesetzten Bebauungsplan,
den durch Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans 
VIII – 86 im Bezirk Spandau vom 23. August 1973 (GVBl. S. 1214) 
festgesetzten Bebauungsplan,
den durch Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans 
VIII – 189 im Bezirk Spandau vom 17. Mai 1979 (GVBl. S. 730) 
festgesetzten Bebauungsplan,
den durch Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans 
VIII – B 3 im Bezirk Spandau vom 7. Juli 2006 (GVBl. S. 686) fest-
gesetzten Bebauungsplan.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Span-

dau von Berlin, Abteilung Bauen, Planen, Umweltschutz und Wirt-
schaftsförderung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Vermessung 
und Geoinformation, beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungs-
plans können beim Bezirksamt Spandau von Berlin, Abteilung Bau-
en, Planen, Umweltschutz und Wirtschaftsförderung, Stadtentwick-

lungsamt, Fachbereich Stadtplanung und Fachbereich Bau- und 
Wohnungsaufsicht, während der Dienststunden kostenfrei eingese-
hen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Absatz 2a 
Nummer 3 und 4 des Baugesetzbuchs bezeichnet sind,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in dem 
Fall der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung 
dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Spandau von Berlin 
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung be-
gründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten 
Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß 
§ 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 des 
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 26. November 2013

Bezirksamt Spandau von Berlin

K l e e b a n k
Bezirksbürgermeister

R ö d i n g
Bezirksstadtrat
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplanes 4-48B 

im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf, Ortsteil Charlottenburg-Nord
Vom 26. November 2013

Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuches in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548), in Ver-
bindung mit § 6 Absatz 5 und mit § 11 Absatz 1 des Gesetzes zur 
Ausführung des Baugesetzbuches vom 7. November 1999 (GVBl. 
S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 
(GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan 4-48B vom 18. Januar 2013 für das Gelände 

zwischen Saatwinkler Damm, Hüttigpfad und Emmy-Zehden-Weg 
und den Hüttigpfad, das Flurstück 474, den Saatwinkler Damm und 
Emmy-Zehden-Weg im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf, Orts-
teil Charlottenburg-Nord wird festgesetzt. 

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplanes kann beim Bezirksamt Char-

lottenburg-Wilmersdorf von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung 
und Ordnungsangelegenheiten, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich 
Vermessung, beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplanes 
können beim Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin, 
Abteilung Stadtentwicklung und Ordnungsangelegenheiten, Stadt-
entwicklungsamt, Fachbereich Stadtplanung und Bauaufsicht wäh-
rend der Dienststunden kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuches) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuches)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Absatz 2a 
Nummer 3 und 4 des Baugesetzbuches bezeichnet sind,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buches beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuches beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorganges,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuches enthalten sind,

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem  Bezirksamt Charlotten-
burg-Wilmersdorf von Berlin schriftlich geltend machen. Der Sach-
verhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach 
Ablauf der in Satz 1 genannten Fristen werden die in Nummer 
1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbu-
ches und gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des 
Baugesetzbuches unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 26. November 2013

Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin

N a u m a n n
Bezirksbürgermeister

 S c h u l t e
Bezirksstadtrat
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Berichtigung der Verordnung
über die Veränderungssperre 3-55/10 vom 24. Oktober 2013

§  2 der Verordnung über die Veränderungssperre 3-55/10 vom 
24. Oktober 2013 (GVBl. S. 563) wird wie folgt berichtigt:

„Je ein Übersichtsplan mit den Grenzen des räumlichen Geltungs-
bereichs der Veränderungssperre liegt zur kostenfreien Einsichtnahme 
beim Bezirksamt Pankow von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, 
Fachbereiche Stadtplanung und Bau- und Wohnungsaufsicht aus.“

Berlin, den 11. November 2013

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt
Michael M ü l l e r
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Berichtigung

Die Verordnung zur Aufhebung der Erhaltungsverordnung gemäß 
§ 172 Abs. 1 Satz 1 Nr.1 des Baugesetzbuches für die Wohnanlage 
Belforter Straße 5–8, Straßburger Straße 33–36, Metzer Straße 
35–37 im Bezirk Pankow von Berlin, Prenzlauer Berg vom 11. Juni 
2013 (GVBl. S. 194/195) wird wie folgt berichtigt:

In § 3 Absatz 1 Nummer 1 wird die Formulierung „Verfahrens- 
oder Formvorschriften“ durch die Formulierung „Verfahrens- und 
Formvorschriften“ ersetzt.

In § 3 Absatz 1 wird nach der Nummer 2 und vor der Nummer 3 
das Wort „und“ gestrichen und durch ein Komma unmittelbar nach 
dem Wort „Abwägungsvorganges“ ersetzt.

In § 3 Absatz 1 wird in Nummer 3 das Wort „Formfehlern“ durch 
das Wort „Formvorschriften“ ersetzt.

Berlin, den 15. November 2013

Bezirksamt Pankow von Berlin

Matthias K ö h n e

Bezirksbürgermeister

Jens-Holger K i r c h n e r
Bezirksstadtrat für Stadtentwick-

lung
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Bekanntmachung 
über das Inkrafttreten des Staatsvertrages über die Übertragung von Aufgaben nach §§ 802k Abs. 1 Satz 2, 
882h Abs. 1 Satz 2 und 3 der Zivilprozessordnung und § 6 Abs. 1 Schuldnerverzeichnisführungsverordnung 

und § 7 Abs. 1 Satz 1 der Vermögensverzeichnisverordnung zur Errichtung und zum Betrieb 
eines gemeinsamen Vollstreckungsportals der Länder

Nach § 2 Absatz 2 des Gesetzes zu dem Staatsvertrag über die 
Übertragung von Aufgaben nach §§ 802k Abs. 1 Satz 2, 882h Abs. 1 
Satz 2 und 3 der Zivilprozessordnung und § 6 Abs. 1 Schuldnerver-
zeichnisführungsverordnung und § 7 Abs. 1 Satz 1 der Vermögens-
verzeichnisverordnung zur Errichtung und zum Betrieb eines ge-
meinsamen Vollstreckungsportals der Länder vom 15.  März 2013 
(GVBl. S. 38) wird bekannt gegeben, dass der am 5. Dezember 2012 
vom Land Berlin unterzeichnete Staatsvertrag nach seinem Artikel 8 
Absatz 1 am 11. Oktober 2013 in Kraft getreten ist. 

Berlin, den 14. Oktober 2013

Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz
Thomas H e i l m a n n
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